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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Ihnen nun vorliegende Branchenbrief möchte Sie über wesentliche, vollzogene oder geplante Änderun-

gen im Steuer- und Wirtschaftsrecht der letzten Monate informieren und Ihnen Anlass bieten, auch beste-

hende Sachverhalte zu überprüfen. Bitte lesen Sie im Einzelnen: 
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1. Umsatzsteuer: Sind Leistungen eines Laborarztes steuerbefreit? 

Voraussetzung für die Umsatzsteuerfreiheit ärztlicher Leistungen ist ein Vertrauensverhältnis 

zwischen Arzt und Patient. Obwohl ein solches bei einem Laborarzt nicht besteht, sind seine 

Leistungen umsatzsteuerfrei. 

Hintergrund 

Ein Facharzt war für ein Laborunternehmen tätig und erbrachte dabei in erster Linie ärztliche Hilfestel-

lungen bei transfusionsmedizinischen Maßnahmen und Leistungen der Befunderhebung. Ziel waren 

konkrete laborärztliche Diagnosen. Das Finanzamt wendete auf die Umsätze den Regelsteuersatz von 

19 % an, da die Leistungen von klinischen Chemikern und Laborärzten nicht auf einem persönlichen 

Vertrauensverhältnis zu den Patienten beruhen. Dieses ist aber Voraussetzung für die Umsatzsteuer-

freiheit für Heilbehandlungen. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht sah das anders und entschied, dass die Leistungen des Facharztes umsatzsteuer-

frei waren. Zum einen stellen die Leistungen des Facharztes begünstigte Heilbehandlungen im Bereich 

der Humanmedizin dar. Zum anderen waren die vom Arzt daneben erbrachten Organisations- und Be-

ratungsleistungen nach Ansicht des Finanzgerichts lediglich Nebenleistungen, die das steuerliche 

Schicksal der Hauptleistung (= Leistungen der Befunderhebung und ärztlicher Hilfestellung) teilten. 

Die Steuerbefreiung setzt kein persönliches Vertrauensverhältnis zwischen Arzt und Patienten voraus, 

wie es die Finanzverwaltung fordert. Ein solches Erfordernis konnte das Gericht weder dem Wortlaut 

noch der Systematik des Umsatzsteuergesetzes und der Mehrwertsteuersystemrichtlinie entnehmen. 

Auch die einschlägige Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs und des Bundesfinanzhofs 

stütze die Verwaltungsauffassung nicht. 

2. Elektronische Datenübermittlung: Wann liegt eine neue Tatsache vor? 

Übermittelt der Arbeitgeber der Finanzverwaltung elektronische Lohnsteuerdaten vor Erlass ei-

nes Einkommensteuerbescheids und werden diese bei der Veranlagung nicht berücksichtigt, 

darf der Steuerbescheid später grundsätzlich nicht wegen neuer Tatsachen geändert werden. 

Hintergrund 

Der Arbeitgeber hatte der Finanzverwaltung den Arbeitslohn des Klägers elektronisch übermittelt. Bei 

seiner Einkommensteuererklärung gab der Kläger diesen nicht an, weil sein Steuerberater der Auffas-

sung war, dieser Arbeitslohn sei steuerfrei. 

Nachdem der Steuerbescheid bereits bestandskräftig war, änderte das Finanzamt ihn wegen neuer 

Tatsachen und setzte die bisher nicht berücksichtigten Lohneinkünfte an. Das Finanzamt war der Mei-

nung, die elektronische Datenübermittlung müsse erst nach Erlass des Erstbescheids erfolgt sein, da 

bei der Einkommensteuerfestsetzung kein Prüfhinweis ausgegeben worden sei. Tatsächlich sei jedoch 
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nicht feststellbar, wann genau die Lohndaten von der zentralen Stelle an die Finanzverwaltung weiter-

geleitet worden seien. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht war anderer Meinung als das Finanzamt. Es hob deshalb den Änderungsbescheid 

auf. 

Steuerbescheide können aufgehoben oder geändert werden, wenn Tatsachen oder Beweismittel nach-

träglich bekannt werden, die zu einer höheren Steuer führen. Im Streitfall lässt sich nicht mit der erfor-

derlichen Sicherheit feststellen, dass die Lohndaten dem Finanzamt erst bekannt wurden, nachdem 

die Veranlagung der Steuerpflichtigen für das Streitjahr abgeschlossen war. 

Bekannt sind dem zuständigen Finanzamt der Inhalt der dort geführten Akten und sämtliche Informati-

onen, die dem Sachbearbeiter von vorgesetzten Dienststellen über ein elektronisches Informationssys-

tem zur Verfügung gestellt werden. Die individuelle Kenntnis des jeweiligen Bearbeiters ist nicht maß-

geblich. Das Finanzamt muss sich die Kenntnis der zur Verfügung stehenden elektronischen Daten 

über den Steuerfall zurechnen lassen. 

Darüber hinaus kann es nicht zu Lasten des Steuerpflichtigen gehen, dass sich das Datum, zu dem die 

übermittelten Lohndaten dem Finanzamt zur Verfügung standen, nicht genau feststellen lässt. Die er-

forderlichen Informationen stammen aus dem Verantwortungsbereich des Finanzamts und dieses trägt 

die Feststellungslast für das Vorliegen einer neuen Tatsache. 

3. Studienkosten der eigenen Kinder: Kein Abzug als Betriebsausgaben 

Eltern dürfen die Aufwendungen für das Studium der eigenen Kinder nicht als Betriebsausga-

ben abziehen. Das gilt auch dann, wenn sich die Kinder verpflichten, nach Abschluss des Stu-

diums für eine gewisse Zeit im elterlichen Unternehmen zu arbeiten. 

Hintergrund 

Der Kläger ist selbstständiger Unternehmensberater. Eines seiner beiden Kinder studierte Betriebs-

wirtschaftslehre, das andere Business and Management. Daneben waren sie im Unternehmen des Va-

ters geringfügig beschäftigt. Der Kläger schloss mit beiden Kindern Vereinbarungen, dass er die Stu-

dienkosten übernahm, im Gegenzug verpflichteten sich die Kinder, nach Abschluss des Studiums für 3 

Jahre im Unternehmen zu arbeiten oder die Ausbildungskosten anteilig zurückzuzahlen. Das Finanz-

amt erkannte die vom Kläger getragenen Studienkosten nicht als Betriebsausgaben an. 

Entscheidung 

Auch das Finanzgericht lehnte den Abzug der Studienkosten als Betriebsausgaben ab. Ausbildungs-

kosten der eigenen Kinder stellen keine Betriebsausgaben dar. Der Kläger ist als Vater unterhalts-

rechtlich zur Übernahme der Kosten einer angemessenen Berufsausbildung seiner Kinder verpflichtet. 

Für die Kostentragung gab es also private Motive. Zwar bestehen daneben auch betriebliche Erwä-

gungen, die zu einer gemischten Veranlassung der Aufwendungen führen. Jedoch ist eine Trennung 

nach objektiven und scharfen Maßstäben nicht möglich. Damit bleibt es beim Abzugsverbot. 

Durch die unterhaltsrechtliche Verpflichtung ist die private Sphäre derart intensiv berührt, dass eine le-

diglich unbedeutende private Mitveranlassung ausscheidet. 

4. Sofa und Laufband: Dienstzimmer darf nicht nach Belieben eingerichtet werden 

Eine Beamtin darf in ihr Dienstzimmer kein Laufband und auch kein Sofa stellen. Sowohl die 

Dienstanweisung zur Entfernung dieser Einrichtungsgegenstände als auch deren zwangsweise 

Entfernung wurden vom Verwaltungsgericht nicht beanstandet. 

Hintergrund 

Eine leitende Beamtin einer Universität hatte in ihrem Dienstzimmer der Universität ein privates Lauf-

band und ein Sofa aufstellen lassen. Der Aufforderung des Dienstherrn, diese Einrichtungsgegenstän-

de zu entfernen, widersprach sie. Bei dem Laufband handele es sich nicht um ein Sportgerät, sondern 
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um die Teilkomponente eines sogenannten "dynamischen Arbeitsplatzes". Daraufhin entfernte die Uni-

versität das Laufband und das Sofa und lagerte sie in einem Lagerraum. 

Entscheidung 

Das Verwaltungsgericht wies die Klage der Beamtin ab. Zum einen war die Dienstanweisung mit der 

Aufforderung, das Laufband und das Sofa aus dem Dienstzimmer zu entfernen, verhältnismäßig und 

geeignet, dienstliche Erfordernisse zu fördern. Die Universität hatte darauf hingewiesen, dass das Vor-

handensein von Sportgeräten und Ruhemöbeln in einem Dienstzimmer einer effektiven Wahrnehmung 

der Dienstleistungspflicht durch die Beamtin und ihrer Pflicht zum vollen persönlichen Einsatz für den 

Beruf entgegenstehen. 

Zum anderen bestanden erhebliche Zweifel an der medizinischen Notwendigkeit und therapeutischen 

Eignung der Gegenstände zur Erhaltung der Dienstfähigkeit. Die Beamtin hatte erst im Rahmen des 

Klageverfahrens entsprechende Atteste vorgelegt. Selbst wenn man von der medizinischen Notwen-

digkeit und therapeutischen Eignung der entfernten Gegenstände ausgeht, darf die Beamtin nicht ohne 

Information ihres Dienstherrn eigenmächtige Maßnahmen ergreifen. 

5. Unerlaubte Mehrarbeit: Wie sind Zahlungen steuerlich zu behandeln? 

Zahlt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine Vergütung für rechtswidrig erbrachte Mehrarbeit, 

stellt diese Arbeitslohn dar. 

Hintergrund 

Ein Feuerwehrmann hatte von seinem Arbeitgeber einen finanziellen Ausgleich von knapp 15.000 EUR 

erhalten. Der Grund: Über mehrere Jahre hatte er teilweise mehr als 48 Stunden wöchentlich gearbei-

tet, entgegen den gesetzlichen Bestimmungen. 

Das Finanzamt sah in dieser Zahlung Arbeitslohn. Deshalb wandte es den ermäßigten Steuersatz 

nach der sog. Fünftel-Regelung für eine Vergütung für mehrere Jahre an. Der Feuerwehrmann war je-

doch der Ansicht, dass es sich bei der Zahlung um nicht steuerbaren Schadensersatz handelt, der auf 

der schuldhaften Verletzung von Arbeitgeberpflichten beruht. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht folgte dagegen der Auffassung des Finanzamts und wies die Klage ab. Die Begrün-

dung: Die Zahlung stellt Arbeitslohn dar, weil der Kläger sie als Gegenleistung für die Zurverfügungs-

tellung seiner Arbeitsleistung erhalten hat. 

Grund für die Zahlung war der Umfang der geleisteten Dienste des Klägers. Der Zweck der Aus-

gleichszahlung hat nicht darin bestanden, einen Schaden im Privatvermögen auszugleichen. Darüber 

hinaus ist der Sachverhalt vergleichbar mit Entschädigungszahlungen für verfallene Urlaubstage, die 

ebenfalls Arbeitslohn darstellen. 

6. Sozialhilfe: Wer dem Sozialamt Auskunft erteilen muss 

Bevor das Sozialamt Leistungen bewilligt, prüft es, ob vorrangig Angehörige z. B. Pflegeleis-

tungen tragen können. Die Auskunftspflicht kann dabei auch für die Schwiegerkinder gelten. 

Hintergrund 

Die Kreisverwaltung gewährte einer Hilfeempfängerin bis zu ihrem Tod Pflegehilfe. Die Verwaltung ver-

langte sowohl von der Tochter als auch dem Schwiegersohn Auskunft zu den persönlichen und wirt-

schaftlichen Verhältnissen. Diese Auskünfte benötigte die Verwaltung für die Feststellung, ob eine Un-

terhaltspflicht der Tochter vorlag. 

Der Schwiegersohn war dagegen der Auffassung, dass er zu einer Auskunft nicht verpflichtet ist und 

das Auskunftsverlangen gegen das verfassungsrechtliche Gleichbehandlungsgebot verstößt. 

Vor dem Sozialgericht hatte seine Klage keinen Erfolg. 

Entscheidung 
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Das Landessozialgericht bestätigte das Urteil des Sozialgerichts und damit auch die Bescheide des 

Sozialhilfeträgers zum Auskunftsverlangen des Sozialamts. Die Auffassung des Klägers, dass das 

Auskunftsverlangen gegen das das verfassungsrechtliche Gleichbehandlungsgebot verstößt, teilten 

die Richter nicht. Ein nicht getrennt lebender Ehegatte ist nicht mit einem unverheirateten Lebens-

partner vergleichbar. Die Unterhaltspflicht verstößt auch nicht gegen das Grundrecht auf Schutz von 

Ehe und Familie. 

7. Häusliches Arbeitszimmer: Gemischte Nutzung ist nicht erlaubt 

Dient ein Zimmer neben der Verrichtung von Büroarbeiten auch anderen Zwecken, etwa als 

Spielzimmer oder Wohnzimmer, liegt kein "Arbeitszimmer" im steuerlichen Sinne vor. Um den 

Begriff des häuslichen Arbeitszimmers zu erfüllen, darf der betreffende Raum nur ausschließ-

lich oder nahezu ausschließlich für betriebliche bzw. berufliche Zwecke genutzt werden. 

Hintergrund 

X bewohnt mit seiner Ehefrau ein beiden Ehegatten gehörendes Einfamilienhaus. Für 2006 machte er 

Aufwendungen (804 EUR) für ein häusliches Arbeitszimmer bei den Einkünften aus Vermietung und 

Verpachtung geltend. Das Finanzamt versagte jedoch den Werbungskostenabzug. Das Finanzgericht 

ließ einen Teil der Aufwendungen zum Abzug zu, da X eine Nutzung zur Einkünfteerzielung zu 60 % 

nachgewiesen habe. 

Mit seiner Revision machte das Finanzamt geltend, dass die Regelung über die beschränkte Abzieh-

barkeit der Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer als Spezialregelung dem Betriebsausga-

ben-/Werbungskostenabzug vorgehe. Der IX. Senat des Bundesfinanzhofs teilte diese Auffassung 

aber nicht. Die Aufwendungen seien entsprechend der Nutzung aufzuteilen. 

Entscheidung 

Der Große Senat des Bundesfinanzhofs hat dagegen entschieden, dass Aufwendungen für einen 

Raum, der nicht nur geringfügig zu privaten Zwecken genutzt wird, insgesamt nicht abziehbar sind. 

Ein häusliches Arbeitszimmer setzt zunächst voraus, dass es dem Typus des Arbeitszimmers ent-

spricht. Dazu muss es büromäßig ausgestattet sein (Schreibtisch, Regale usw.). Außerdem muss es 

nahezu ausschließlich für Tätigkeiten zur Erzielung von Einnahmen genutzt werden. Ein Zimmer, das 

zwar büromäßig eingerichtet ist, aber in nennenswertem Umfang neben der Verrichtung von Büroar-

beiten auch anderen Zwecken dient, etwa als Spiel-, Gäste- oder Bügelzimmer, ist bereits begrifflich 

kein Arbeitszimmer. Das gilt erst recht auch für ein Zimmer, das sowohl zur Erzielung von Einnahmen 

(z. B. in einer Arbeitsecke) als auch zu privaten Wohnzwecken (Wohnbereich) genutzt wird. 

Darüber hinaus lässt sich der Umfang der beruflichen Nutzung objektiv nicht überprüfen. Ein "Nut-

zungszeitenbuch" ist nicht kontrollierbar und auch eine Schätzung erscheint mangels hinreichender 

Maßstäbe nicht möglich. 

Diesem Ergebnis steht der Beschluss des Großen Senats zur Aufteilung der Reisekosten bei gemischt 

veranlassten Reisen entsprechend der Zeitanteile der Reise nicht entgegen. Denn die gesetzliche Re-

gelung zum häuslichen Arbeitszimmer ist eine den allgemeinen Grundsätzen vorgehende Spezialrege-

lung, die abschließend bestimmt, unter welchen Voraussetzungen und in welcher Höhe Aufwendungen 

abziehbar sind. 

8. Klage per E-Mail kann zulässig sein 

Ein per E-Mail an Mail-Adresse des Finanzgerichts übermittelter Datensatz, der im Anhang eine 

unterzeichnete Klageschrift im jpg-Format enthält, kann dem Schriftformerfordernis genügen. 

Das gilt auch, wenn die E-Mail-Adresse des Finanzgerichts auf seiner Homepage zusammen mit 

dem Hinweis veröffentlicht ist, dass die Homepage zumindest derzeit nicht dazu gedacht sei, 

Klagen, Schriftsätze usw. einzureichen. 

Hintergrund 
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Der Steuerpflichtige sandte eine E-Mail an das Finanzgericht, in deren Anhang sich mehrere Dateien 

im jpg-Format befanden. Eine davon enthielt die vom Steuerpflichtigen unterschriebene und sodann 

eingescannte Klage gegen den Einkommensteuerbescheid für 2005. Die E-Mail-Adresse des Finanz-

gerichts ist auf dessen Homepage zusammen mit dem Hinweis veröffentlicht, dass diese derzeit nicht 

dazu gedacht sei, Klagen, Schriftsätze o. ä. an das Finanzgericht zu übermitteln. 

Der Steuerpflichtige ist der Auffassung, dass die Klageerhebung nicht per E-Mail erfolgt sei. Das Ge-

richt habe im E-Mail-Anhang eine Kopie der handschriftlich unterschriebenen Klage erhalten. Diese 

Form sei der Übertragung per Telefax gleichgestellt. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht hat entschieden, dass die Klage zulässig ist. 

Erst der vollständige Ausdruck des E-Mail-Anhangs bewirkt allerdings eine formwirksame Klageerhe-

bung. Denn die E-Mail stellt ein elektronisches Dokument dar, das nur dann wirksam übermittelt wer-

den kann, wenn dies für den jeweiligen Zuständigkeitsbereich durch Rechtsverordnung der Bundesre-

gierung oder Landesregierung zugelassen wurde. Eine solche Rechtsverordnung war für den Zustän-

digkeitsbereich des Finanzgerichts noch nicht geschaffen. Die Klage war daher nicht zu dem Zeitpunkt 

eingegangen, als es von der für den Empfang bestimmten Einrichtung – dem Server mit dem einge-

richteten E-Mail-Postfach – aufgezeichnet worden ist. 

Der in der Geschäftsstelle des Gerichts erzeugte Ausdruck des E-Mail-Anhangs genügte jedoch dem 

Schriftformerfordernis. Denn dieser verkörpert die Klageerhebung, schließt mit einer Unterschrift ab 

und unterscheidet sich insoweit nicht von einem Telefax. 

Hinweis 

Anders als beim Telefax, bei dem der Übermittler davon ausgehen kann, dass die körperliche Urkunde 

unmittelbar bei oder nach der Übermittlung dem Gericht auch tatsächlich vorliegt, trägt der Absender 

bei der E-Mail-Übermittlung das Risiko dafür, dass die Urkunde fristgerecht ausgedruckt wird. Denn al-

lein die Aufzeichnung des E-Mail-Eingangs auf dem Server des Gerichts stellt noch keine wirksame 

Klageerhebung dar. 

9. Haushaltsnahe Dienstleistungen: Notrufsystem ist begünstigt 

Wird im Rahmen eines "Betreuten Wohnens" ein Notrufsystem zur Verfügung gestellt, kann für 

dieses die Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen in Anspruch genommen wer-

den. 

Hintergrund 

X bewohnt eine Wohnung in einer Seniorenresidenz im Rahmen des "Betreuten Wohnens". Neben 

dem Mietvertrag schloss er einen Seniorenbetreuungsvertrag ab. Darin verpflichtete sich der Betreiber 

gegen eine monatliche Betreuungspauschale u. a. zur Bereitstellung eines rund um die Uhr zur Verfü-

gung stehenden Notrufsystems sowie zur Soforthilfe im Notfall und zur Versorgung bei kurzzeitiger Er-

krankung. Die Pauschale musste auch dann entrichtet werden, wenn keine Leistungen in Anspruch 

genommen wurden. 

Im Jahr 2011 bezahlte X eine Betreuungspauschale von insgesamt 1.785 EUR. Davon entfielen 80 % 

auf die Besetzung des Notrufsystems und 20 % auf beratende und kulturelle Leistungen. X machte ei-

nen Teil der Pauschale als Aufwendungen für haushaltsnahe Dienstleistungen geltend. Während das 

Finanzamt die Berücksichtigung der anteiligen Betreuungspauschale ablehnte, zeigte sich das Finanz-

gericht großzügiger und gab der Klage statt. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof stellte sich ebenfalls auf die Seite des Klägers und wies die Revision des Fi-

nanzamts zurück. 
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Aufwendungen wegen einer Heimunterbringung sind steuerlich begünstigt, soweit darin Kosten für 

Dienstleistungen enthalten sind, die mit einer Hilfe im Haushalt vergleichbar sind. "Haushaltsnahe Leis-

tungen" sind solche, die eine hinreichende Nähe zur Haushaltsführung haben bzw. damit in Zusam-

menhang stehen. Dazu gehören Tätigkeiten, die gewöhnlich durch Mitglieder des privaten Haushalts 

oder entsprechende Beschäftigte erledigt werden und in regelmäßigen Abstünden anfallen. 

Deshalb handelt es sich bei dem mit der Betreuungspauschale abgegoltenen Notrufsystem um eine 

haushaltsnahe Dienstleistung. Denn durch die Rufbereitschaft wird sichergestellt, dass ein Bewohner, 

der sich im Rahmen seines Haushalts aufhält, im Bedarfsfall Hilfe rufen kann. Eine solche Rufbereit-

schaft wird typischerweise in einer Haushaltsgemeinschaft von Familien- oder Haushaltsangehörigen 

erbracht. 

"In" einem Haushalt wird die Dienstleistung erbracht, wenn sie im räumlichen Bereich des Haushalts 

geleistet wird. Der Begriff des Haushalts ist insoweit räumlich-funktional auszulegen. Die Rufbereit-

schaft stellt die Gewährleistung entsprechender Hilfe sicher. Der Leistungserfolg tritt damit in der Woh-

nung ein. Somit wird die Leistung im räumlichen Bereich des Haushalts erbracht. X steht demnach die 

Steuerbegünstigung für die auf das Notrufsystem entfallenden Kosten zu. 

10. Heileurythmistin: Keine freiberufliche Tätigkeit 

Die Tätigkeit einer Heileurythmistin kann weder den Heilpraktikern noch den Krankengymnas-

ten zugeordnet werden. Da auch kein "ähnlicher Beruf" vorliegt, scheidet eine freiberufliche Tä-

tigkeit aus und es besteht Gewerbesteuerpflicht. 

Hintergrund 

Die Klägerin ist als Heileurythmistin tätig. Sie wurde 3 Jahre lang an einer Eurythmieschule und da-

nach 2 Jahre an einem Pädagogikinstitut in der Tanzkunst "Eurythmie" ausgebildet. Anschließend ab-

solvierte die Klägerin eine über einjährige Vollzeitausbildung zur Heileurythmistin. Eine Zulassung der 

Landesverbände der Krankenkassen hatte weder die Klägerin noch die Berufsverbände für die Heileu-

rythmie. 

Die Klägerin gab keine Gewerbesteuererklärung ab und wurde deshalb vom Finanzamt geschätzt. Da-

gegen legte sie Einspruch ein mit der Begründung, dass kein Gewerbebetrieb geführt werde, sondern 

eine freiberufliche Tätigkeit vorläge. Als Heilbehandlung müsse die Heileurythmie auch einkommen-

steuerlich begünstigt sein. 

Entscheidung 

Die Klage vor dem Finanzgericht hatte keinen Erfolg. Zu einer freiberuflichen Tätigkeit gehören u. a. 

die selbstständigen Berufe des Heilpraktikers und des Krankengymnasten sowie ähnliche Berufe. 

Heileurythmistik stellt keinen solchen ähnlichen Beruf dar. 

Voraussetzung hierfür wäre die Vergleichbarkeit mit einem der sog. Katalogberufe. Ist für die Aus-

übung des Katalogberufs eine Erlaubnis erforderlich, so müsste auch für die Ausübung des vergleich-

baren Berufs eine Erlaubnis erforderlich sein. Hinsichtlich der Tätigkeit der Klägerin fehlt es jedoch an 

einer staatlichen Erlaubnis. 

Die Vergleichbarkeit der Ausbildung wird auch dann angenommen, wenn eine Zulassung vorliegt. 

Auch diese ist hier aber nicht gegeben. 

Darüber hinaus hat die Ausbildung zur Heileurythmistin einen künstlerischen und geistigen Schwer-

punkt und nicht, wie bei den ähnlichen Berufen, die Vermittlung von medizinischem Wissen. Zwar hatte 

der Bundesfinanzhof in einem Urteil die umsatzsteuerliche Steuerfreiheit von Heileurythmieleistungen 

gewährt. Diese Rechtsprechung lässt sich aber nicht auf die Ertragsteuern übertragen. 

11. Wann eine Berufskrankheit bei Beamten anerkannt werden kann 

Eine Krankheit kann bei Beamten nur dann als Berufskrankheit anerkannt werden, wenn sie in 

der Anlage zur Berufskrankheitenverordnung gelistet war, und zwar zum Zeitpunkt der Erkran-

kung. 
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Hintergrund 

Der Beamte beaufsichtigte über einen Zeitraum von ca. zweieinhalb Jahren Gefangene in einem 

Werksbetrieb, die Bürosessel fertigten. Hierbei wurden 2 lösungsmittelhaltige Klebstoffe verwendet. Im 

November 1997 erkrankte der Kläger an Polyneuropathie. Diese Erkrankung wurde zum 1.12.1997 in 

die Liste der Berufskrankheiten der Berufskrankheitenverordnung aufgenommen. Der Kläger strebte 

vor Gericht die Anerkennung seiner Erkrankung als Berufskrankheit an. 

Entscheidung 

Wie auch die Vorinstanzen urteilte das Bundesverwaltungsgericht zuungunsten des Klägers und wies 

die Revision zurück. Nach den gesetzlichen Regelungen werden nur solche Krankheiten als Berufs-

krankheiten anerkannt, die schon zum Zeitpunkt der Erkrankung als Berufskrankheit in Anlage 1 zur 

Berufskrankheitenverordnung aufgenommen sind. 

Der maßgebliche Zeitpunkt, wann von dem Beginn der Erkrankung auszugehen ist, bestimmt sich da-

nach, wann die Erkrankung sicher diagnostizierbar ist. Dies war bei dem Kläger im November 1997 der 

Fall, wenige Wochen vor der Listung der Krankheit als Berufskrankheit. 

Die Regelungen der gesetzlichen Unfallversicherung, die auch die rückwirkende Anerkennung von Be-

rufskrankheiten ermöglichen, gelten im Übrigen nicht für Beamte. Insoweit liegt aber keine Ungleich-

behandlung vor, weil dem Beamten auch im Falle der vollständigen Dienstunfähigkeit lebenslange 

Versorgungsansprüche zustehen. 

12. Verpflegung durch Arbeitgeber führt nicht immer zu Arbeitslohn 

Stellt der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern Mahlzeiten zur Verfügung, unterliegen diese 

grundsätzlich der Lohnsteuer. Ausnahmen sind möglich, wenn die Mahlzeiten aus betriebsfunk-

tionalen Gründen vom Arbeitgeber gewährt werden. 

Hintergrund 

Der Arbeitgeber betreibt einen Offshore-Windpark rund 160 km vor der Küste. Die Arbeitnehmer arbei-

ten im Schichtdienst und haben keine Möglichkeit, den Windpark während der 14-Tages-Schicht zu 

verlassen. Kühl- und Kochgelegenheiten stehen nicht zur Verfügung. Die benötigten Lebensmittel wer-

den per Versorgungsschiff angeliefert. Der Klägerin entstehen Kosten von ca. 21,50 EUR pro Mahlzeit 

und Person. 

Das Finanzamt wollte die Klägerin auf Zahlung von Lohnsteuer für die Verpflegung in Anspruch neh-

men. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht hat entschieden, dass es sich bei der Verpflegung nicht um einen steuerpflichtigen 

Sachbezug der Arbeitnehmer handelt. 

Bedingung dafür, dass es sich bei der unentgeltlichen Verpflegung für Mitarbeiter auf einer Offshore-

Plattform nicht um lohnsteuerpflichtigen Arbeitslohn handelt, ist, dass das eigenbetriebliche Interesse 

des Arbeitgebers an einer kostenfreien Gemeinschaftsverpflegung wegen besonderer betrieblicher Ab-

läufe den Vorteil der Mitarbeiter bei Weitem überwiegt. 

Im Rahmen der gebotenen Gesamtwürdigung aller Umstände überwiege das eigenbetriebliche Inte-

resse der Klägerin an der unentgeltlichen Mahlzeitengestellung; das Interesse der Mitarbeiter trete da-

hinter zurück. Grund für die Verpflegung der Offshore-Mitarbeiter sei in den außergewöhnlichen Ar-

beitsumständen sowie der damit verbundenen notwendigen effizienten Gestaltung der Betriebsabläufe 

zu sehen. Unter Berücksichtigung der Logistik, der Sicherheit, der beengten Räumlichkeiten, der Hygi-

ene, des Schichtbetriebes könne die Verpflegung der Mitarbeiter wirtschaftlich nicht anders als durch 

eine zentrale Kantineneinheit erfolgen. Eine unentgeltliche Verpflegung sei branchenüblich und ent-

spreche den internationalen Versorgungsstandards auf Plattformen. Der relativ hohe Betrag von 21,50 

EUR pro Mahlzeit resultiere aus der aufwendigen Anlieferung und den hohen Personalkosten des Ca-

terers. 
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13. Kündigung: Wann gilt diese als zugegangen? 

Wirft der Arbeitgeber das Kündigungsschreiben an einem Sonntag in den Briefkasten des Ar-

beitnehmers, gilt dieses erst am darauf folgenden Montag als zugegangen. Das gilt auch, wenn 

der Arbeitnehmer an Sonntagen arbeitet. 

Hintergrund 

Eine Anwaltskanzlei hatte eine Rechtsanwaltsgehilfin auf Probe eingestellt. Die Probezeit endete am 

30.11.2014. Dieser Tag war ein Sonntag, an dem die Rechtsanwaltsgehilfin auch zur Arbeit verpflichtet 

war. Für die Probezeit war eine Kündigungsfrist von 2 Wochen vereinbart. Der Rechtsanwalt ent-

schloss sich kurz vor Ablauf der Probezeit dazu, der Anwaltsgehilfin die Kündigung auszusprechen 

und warf das Kündigungsschreiben am Sonntag, dem 30.11.2014, in den Briefkasten der Rechtsan-

waltsgehilfin. 

Die Anwaltsgehilfin wehrte sich dagegen mit einer Kündigungsschutzklage, da die Kündigung ihrer 

Auffassung nach erst am Montag, dem 1.12.2014 zugegangen sei. Zu diesem Zeitpunkt sei die Probe-

zeit bereits beendet gewesen. Es gelte daher ab diesem Tag die gesetzliche Kündigungsfrist von 4 

Wochen zum 15. oder zum Ende eines Kalendermonats. 

Entscheidung 

Vor dem Landesarbeitsgericht bekam die Arbeitnehmerin Recht. Wird ein Kündigungsschreiben an ei-

nem Sonntag in den Briefkasten geworfen, gilt die Kündigung erst als am darauf folgenden Montag zu 

der üblichen Briefkastenleerungszeit zugegangen. Die Richter vertraten wie die Vorinstanz die Auffas-

sung, dass eine Kündigung auch dann nicht als an einem Sonntag als zugegangen angesehen werden 

könne, wenn der Arbeitnehmer an diesem Tag arbeiten müsse. 

Die Konsequenz: Die seitens des Rechtsanwalts am Sonntag eingeworfene Kündigung war verspätet, 

da sie erst am Montag nach Ablauf der Probezeit zugegangen war. Die Kündigung konnte nach der 

gesetzlichen Kündigungsfrist erst nach 4 Wochen zum 31.12.2014 wirksam werden. 

14. Resturlaub: Erben können Abgeltung verlangen 

Stirbt ein Arbeitnehmer, geht sein Urlaubsanspruch nicht mit seinem Tod unter. Vielmehr wan-

delt er sich in einen Urlaubsabgeltungsanspruch der Erben um. 

Hintergrund 

Eine verstorbene Arbeitnehmerin hatte zum Zeitpunkt ihres Todes noch einen Erholungsurlaubsan-

spruch von 33 Tagen. Ihre Erben forderten die Abgeltung dieses Urlaubsanspruchs. 

Entscheidung 

Das Bundesarbeitsgericht ist derzeit noch der Auffassung, dass bei Tod eines Arbeitnehmers sein rest-

licher Urlaubsanspruch erlischt. Ein finanzieller Ausgleich an die Erben erfolge nicht, da sich der An-

spruch nicht in einen Abgeltungsanspruch wandelt. 

Dieser Rechtsprechung ist das Arbeitsgericht Berlin in dem aktuellen Fall entgegengetreten. Erben 

können sich vielmehr nach dem Tod eines Arbeitnehmers dessen Urlaubstage auszahlen lassen, ur-

teilte das Gericht. Damit folgt es der Linie des Europäischen Gerichtshofs von 2014. Dieser hatte ent-

schieden, dass durch den Tod des Arbeitnehmers dessen Anspruch auf Abgeltung des noch ausste-

henden Urlaubs nicht untergeht. 

Das Arbeitsgericht Berlin hat deshalb der Klage entsprochen. Begründet hatte es die Entscheidung 

damit, dass nach der gesetzlichen Regelung der Urlaub abzugelten sei, wenn er wegen der Beendi-

gung des Arbeitsverhältnisses ganz oder teilweise nicht mehr gewährt werden könne. Diese Voraus-

setzungen seien bei dem Tod des Arbeitnehmers gegeben. 

15. Krankheitskosten: Zumutbare Belastung ist verfassungsgemäß 
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Krankheitskosten können steuerlich als außergewöhnliche Belastungen geltend gemacht wer-

den – allerdings gekürzt um die zumutbare Belastung. Diese Kürzung ist nicht verfassungswid-

rig. 

Hintergrund 

Die Eheleute machten Krankheitskosten von rund 1.200 EUR, die von der Krankenversicherung nicht 

übernommen wurden, als außergewöhnliche Belastung geltend. Das Finanzamt sah die Aufwendun-

gen zwar dem Grunde nach als abzugsfähig an. Wegen der zumutbaren Belastung von rund 39.000 

EUR verblieb jedoch kein Abzugsbetrag. 

Die Klage der Eheleute, mit der sie geltend machten, dass die Kosten ohne Gegenrechnung einer zu-

mutbaren Belastung in vollem Umfang abgezogen werden müssen, hatte vor dem Finanzgericht kei-

nen Erfolg. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof schloss sich der Auffassung von Finanzamt und Finanzgericht an und wies die 

Revision der Eheleute zurück. 

Die Argumentation der Richter: Zu dem einkommensteuerrechtlich zu verschonenden Existenzmini-

mum gehören grundsätzlich auch die Aufwendungen für die Kranken- und Pflegeversorgung. Aller-

dings ist für die Bemessung des Existenzminimums hinsichtlich der Höhe und der Art der Aufwendun-

gen auf das sozialrechtlich gewährleistete Leistungsniveau abzustellen. Nicht vom sozialhilferechtli-

chen Versorgungsniveau umfasste Aufwendungen sind nicht Teil des Existenzminimums. 

Deshalb ist die zumutbare Belastung für Krankheitskosten nicht zu beanstanden. Denn dem Gesetz-

geber ist es erlaubt, Versicherte zur Entlastung der Krankenkassen und zur Stärkung des Kostenbe-

wusstseins in Form von Zuzahlungen zu beteiligen, soweit dies dem Einzelnen finanziell zugemutet 

werden kann. Dementsprechend gehören diese Zuzahlungen auch nicht zum einkommensteuerrechtli-

chen Existenzminimum. 

Eine Zuzahlung kann nicht mehr zumutbar sein, wenn in das verfassungsrechtlich gesicherte Exis-

tenzminimum eingegriffen wird. Solange jedoch die Zuzahlungen der Höhe nach das Existenzminimum 

nicht betreffen, ist eine Einschränkung der zumutbaren Belastung nicht geboten. Angesichts des Ge-

samtbetrags der Einkünfte der Eheleute (650.000 EUR) war kein Anhaltspunkt dafür ersichtlich, dass 

das einkommensteuerrechtliche Existenzminimum betroffen sein könnte. 

16. Ehegatte im Pflegeheim: Ist eine Zusammenveranlagung trotzdem möglich? 

Lebt der Ehegatte in einem Pflegeheim, liegt eine krankheitsbedingt eingeschränkte Lebens- 

und Wirtschaftsgemeinschaft vor. Eine Zusammenveranlagung bleibt trotzdem möglich. Das 

gilt sogar dann, wenn der Steuerpflichtige mit einem neuen Lebensgefährten zusammenlebt. 

Hintergrund 

Die Ehefrau des Klägers erkrankte an Demenz. Nach Verschlimmerung der Krankheit wurde die Ehe-

frau in ein Pflegeheim verlegt. Der Kläger besuchte seine Frau jeden Samstag für mehrere Stunden 

und beteiligte sich während der Besuche aktiv an der Pflege, z. B. durch das Anreichen von Mahlzei-

ten. Zudem schob er seine Frau im Rollstuhl spazieren. Des Weiteren verwaltete er die vermögens-

rechtlichen Angelegenheiten der Ehefrau. 

Nach einigen Jahren hatte der Kläger eine neue Lebensgefährtin. Das Finanzamt lehnte deshalb eine 

Zusammenveranlagung mit seiner Ehefrau ab, da eine neue Lebens- und Wirtschaftsgemeinschaft mit 

der Lebensgefährtin entstanden sei. Seit diesem Zeitpunkt lebe der Kläger dauernd getrennt von sei-

ner Ehefrau. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht stellte sich auf die Seite der Kläger und gewährte die Zusammenveranlagung. 
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Im Streitfall liege nur eine reine räumliche Trennung vor, die zum Wesen der Ehe gehörende Lebens- 

und Wirtschaftsgemeinschaft sei nicht endgültig aufgehoben. Diese räumliche Trennung beruhe auf 

zwingenden äußeren Umständen, weil die häusliche Pflege der Ehefrau aufgrund einer schwerwie-

genden Erkrankung unstreitig nicht mehr möglich war. Ursache für die Trennung sei somit nicht die 

Aufnahme einer neuen Beziehung. Der Kläger hat die eheliche Lebensgemeinschaft im weitest mögli-

chen Rahmen aufrechterhalten. Er hat seine Ehefrau weiterhin besucht und sich um sie gekümmert. 

Auch die eheliche Wirtschaftsgemeinschaft bestand weiter fort, da der Kläger Betreuer seiner Ehefrau 

war und ihre vermögensrechtlichen Angelegenheiten regelte. Zudem bezahlte der das Pflegeheim und 

beglich krankheitsbedingte Zusatzkosten. 

17. Auskunftsersuchen: Finanzamt muss erst den Steuerpflichtigen fragen 

Erst wenn das Finanzamt aufgrund konkret nachweisbarer Tatsachen davon ausgehen kann, 

dass die Aufklärung durch den Beteiligten erfolglos bleiben wird, darf es sich an andere Perso-

nen wenden. 

Hintergrund 

X betreibt ein Import- und Exportgeschäft. Bei einer Außenprüfung hatte das Finanzamt festgestellt, 

dass X von einer Geschäftspartnerin A eine nicht erklärte Provision erhalten hatte. Im Rahmen der 

Außenprüfung richtete das Finanzamt - ohne X vorab um Auskunft gebeten zu haben - ein Aus-

kunftsersuchen betreffend Provisionszahlungen an die Firma B, eine weitere Geschäftspartnerin des 

X. Darin wies das Finanzamt darauf hin, die Sachaufklärung sei mit den Beteiligten nicht möglich. Es 

werde deshalb um Auskunft gebeten ob an X Provisionen gutgeschrieben oder ausgezahlt worden 

seien. 

Gegen dieses Auskunftsersuchen legte X Einspruch ein, der vom Finanzamt zurückgewiesen wurde. 

Daraufhin erhob X Klage. Das Finanzgericht gab der Klage statt, da das Ersuchen unverhältnismäßig 

und daher ermessensfehlerhaft gewesen sei. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof wies die Revision des Finanzamts zurück, da dieses nicht von der Erfolglosigkeit 

der Mitwirkung des X ausgehen konnte. 

Andere Personen als die Beteiligten sollen erst dann zur Auskunft angehalten werden, wenn die Sach-

verhaltsaufklärung durch die Beteiligten nicht zum Ziel führt oder keinen Erfolg verspricht. Von diesem 

Subsidiaritätsprinzip darf das Finanzamt nur dann abweichen, wenn ein atypischer Fall vorliegt. Das 

wurde vom BFH bisher nur dann angenommen, wenn der Beteiligte unbekannt ist oder der Beteiligte 

nicht mitwirkt. 

Eine solche atypische Konstellation liegt im Streitfall nicht vor. Weder war die Identität des X unbe-

kannt noch hat X die Mitwirkung verweigert. Etwas anderes könnte nur gelten, wenn von vornherein 

feststeht, dass der Beteiligte entweder nicht mitwirken wird oder die Erfolglosigkeit seiner Mitwirkung 

offenkundig ist. Darauf kann sich das Finanzamt aufgrund des bisherigen Verhaltens des Steuerpflich-

tigen nur dann berufen, wenn konkret nachweisbare Fakten darauf schließen lassen. Das Finanzamt 

muss es folglich im Rahmen der vorweggenommenen Beweiswürdigung aufgrund konkreter Tatsachen 

als zwingend ansehen, dass die Mitwirkung des Beteiligten erfolglos bleiben wird. 

18. Sonstige Vorsorgeaufwendungen: Beschränkter Abzug ist verfassungsgemäß 

Sonstige Vorsorgeaufwendungen, z. B. für private Risikolebensversicherungen, Unfallversiche-

rungen oder Kapitallebensversicherungen, sind nur beschränkt steuerlich abziehbar. Das ist 

verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. 

Hintergrund 

Der Ehemann erzielte Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit und Gewerbebetrieb. Die Ehefrau nur 

aus Gewerbebetrieb. Die Eheleute machten Beiträge in Höhe von 4.827 EUR für eine Risikolebens-

versicherung, eine Unfallversicherung sowie drei Kapitallebensversicherungen (vor dem 1.1.2005 ab-
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geschlossen) als sonstige Vorsorgeaufwendungen geltend. Da der gemeinsame Höchstbetrag auf-

grund der Beiträge des Ehemanns zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung überschritten 

war, berücksichtigte das Finanzamt die darüber hinausgehenden sonstigen Vorsorgeaufwendungen 

nicht. 

Das Finanzgericht wies die Klage zurück, da es sich bei den streitigen Beiträgen nicht um existenziell 

notwendige Aufwendungen der Daseinsvorsorge handele, die steuermindernd zu berücksichtigen sei-

en. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof schloss sich den Argumenten des Finanzgerichts an und wies die Revision zu-

rück. 

Die eingeschränkte Berücksichtigungsfähigkeit von Vorsorgeaufwendungen führt zur Nichtabziehbar-

keit der weiteren Vorsorgeaufwendungen. Eine Verpflichtung des Gesetzgebers zur steuerlichen Frei-

stellung der Beiträge gilt jedoch nur für Versicherungen, die den Schutz des Lebensstandards in Höhe 

des Existenzminimums gewährleisten (subjektives Nettoprinzip). Dazu gehören die Kranken- und Pfle-

geversicherung, allerdings beschränkt auf das Sozialhilfeniveau. Auf das höhere Sozialversicherungs-

niveau ist nicht abzustellen. 

Die faktische oder rechtliche Zwangsläufigkeit weiterer Aufwendungen im Rahmen der Daseinsvorsor-

ge, auch wenn sie mit der Absicherung einer Krankheit oder Pflegebedürftigkeit vergleichbar sind, ist 

unerheblich. Kapitalversicherungen sind zwar grundsätzlich als Sonderausgaben berücksichtigungsfä-

hig. Übersteigen sie jedoch die abziehbaren Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge, sind sie der 

Höhe nach überhaupt nicht mehr abziehbar. Dagegen bestehen keine verfassungsrechtlichen Beden-

ken. Soweit dies im Einzelfall zu einer ungünstigeren Behandlung führt, ist diese als Folge der gesetz-

geberischen Gestaltungsfreiheit hinzunehmen. 

Den verfassungsrechtlichen Vorgaben folgend sind die Krankenversicherungsbeiträge, die die Basis-

versorgung betreffen, in vollem Umfang abziehbar. 

19. Jobtickets: Wann ist die 44-EUR-Grenze anwendbar? 

Wie wird ein Jobticket, das der Arbeitgeber seinen Mitarbeitern gewährt, steuerlich behandelt? 

Und wie wird die Freigrenze von 44 EUR richtig angewendet? Das Bayerische Landesamt für 

Steuern beantwortet diese Fragen. 

Hintergrund 

Sachbezüge, die mit dem üblichen Endpreis am Abgabeort zu bewerten sind, sind steuer- und sozial-

versicherungsfrei, wenn sie 44 EUR monatlich nicht übersteigen. Zuzahlungen der Mitarbeiter werden 

dabei abgezogen. 

Bei der monatlichen Überlassung einer Monatsfahrkarte oder einer Fahrberechtigung für ein Jobticket, 

das für einen monatlichen Zeitraum gilt, ist die Freigrenze anwendbar. 

Für die Anwendung der Freigrenze kommt es aber auf den monatlichen Zufluss an. Gilt das Jobticket 

für einen längeren Zeitraum (z. B. Jahresticket), fließt grundsätzlich der Vorteil insgesamt bei Überlas-

sung des Jobtickets zu. Die 44-EUR-Grenze wird dann natürlich überschritten. 

Gestaltungsmöglichkeiten 

Auch wenn das Jobticket selbst für einen längeren Zeitraum gilt, sind Fälle möglich, in denen die 44 

EUR nicht überschritten werden: 

• Es werden tatsächlich monatliche Tickets ("Monatsmarken") monatlich ausgehändigt werden. 

• Tickets, die an sich für einen längeren Zeitraum gelten, werden jeden Monat "akti-

viert/freigeschaltet". 

Liegt keiner dieser Fälle vor, kommt es auf die Tarif- und Nutzungsbestimmungen an: Sehen diese für 

ein Jobticket vor, dass die jeweilige monatliche Fahrberechtigung durch die rechtzeitige monatliche 
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Zahlung erworben wird, soll der geldwerte Vorteil aus dem Sachbezug "Jobticket" monatlich zufließen 

und damit die 44-EUR-Grenze anwendbar sein. 

20. Private Nutzung eines Fitnessstudios durch Arbeitnehmer unterliegt der Umsatzsteuer 

Dürfen die Arbeitnehmer das Fitnessstudio und andere Sportangebote des Arbeitgebers unent-

geltlich nutzen, löst dies Umsatzsteuer aus. 

Hintergrund 

Eine GmbH unterhielt ein Fitnessstudio, das ihre Arbeitnehmer außerhalb der Dienstzeiten unentgelt-

lich nutzen konnten. Daneben bot sie den Arbeitnehmern verschiedene Kurse (z. B. Spinning, Aerobic, 

Step-Aerobic, und Nordic-Walking) ebenfalls unentgeltlich an. 

Das Finanzamt sah hierin einen umsatzsteuerpflichtigen Sachbezug und setzte für die Überlassung 

den auch für Zwecke der Lohnsteuer zu Grunde gelegten Wert in Höhe von 33,60 EUR (brutto) pro 

Monat und Person an. Die GmbH war demgegenüber der Auffassung, dass die Zurverfügungstellung 

von Sportanlagen nicht umsatzsteuerbar sei. Es handele sich um Leistungen zur Verbesserung des 

allgemeinen Gesundheitszustands ihrer Arbeitnehmer. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht schloss sich der Auffassung der GmbH nur teilweise an. Die Überlassung der 

Sporteinrichtungen an die Arbeitnehmer stelle zunächst keine entgeltliche Leistung in Form eines 

tauschähnlichen Umsatzes dar. Die Arbeitnehmer haben keinen Teil ihrer Arbeitsleistung als Gegen-

leistung für die Nutzung der Sportanlagen aufgewendet. Sowohl der Umfang der auszuführenden Ar-

beitsleistungen als auch die Höhe des gezahlten Barlohns waren unabhängig von der Inanspruchnah-

me der Sachzuwendungen. 

Allerdings liegt eine unentgeltliche Wertabgabe an die Arbeitnehmer für deren privaten Bedarf vor. Das 

Fitnessstudio und die Kursangebote hat die Klägerin den Arbeitnehmern nicht überwiegend aus be-

trieblichem Interesse zur Verfügung gestellt. Allgemein gesundheitsfördernde Maßnahmen liegen in 

erster Linie im persönlichen Interesse der Arbeitnehmer. Im Streitfall folgt das persönliche Interesse 

der Arbeitnehmer daraus, dass die Teilnahme am Sportangebot freiwillig gewesen und außerhalb der 

Dienstzeit erfolgt sei. 

Schließlich handelt es sich bei der dauerhaften Zurverfügungstellung eines Fitnessstudios mit Angebo-

ten nicht um bloße Aufmerksamkeiten. 

21. Unter welchen Voraussetzungen kann ein verbleibender Verlustvortrag festgestellt werden? 

Eine Verlustfeststellung ist nur dann möglich, wenn der Einkommensteuerbescheid des ent-

sprechenden Jahres noch geändert werden kann. Steuerpflichtige sollten deshalb ihre Verluste 

rechtzeitig geltend machen. 

Hintergrund 

Im Jahre 2009 setzte das Finanzamt die Einkommensteuer eines Unternehmers für 2006 auf 63.000 

EUR fest. Infolge einer Betriebsprüfung änderte das Amt den bestandskräftigen Bescheid knapp 2 Jah-

re später und erhöhte die festgesetzte Steuer auf 80.000 EUR. In einem dagegen gerichteten Ein-

spruch machte der Unternehmer daraufhin erstmals für 2006 einen Verlust i. H. v. 570.000 EUR gel-

tend und beantragte die Feststellung eines verbleibenden Verlustvortrags auf den 31.12.2006. Dies 

lehnte das Finanzamt jedoch ab. 

Entscheidung 

Nach dem Urteil des Finanzgerichts hat das Finanzamt die Verlustfeststellung zu Recht abgelehnt. 

Nach dem Einkommensteuergesetz müssen die Besteuerungsgrundlagen bei der Feststellung des 

verbleibenden Verlustvortrags so berücksichtigt werden, wie sie in den entsprechenden Steuerfestset-

zungen zu Grunde gelegt worden sind. Dies folgt aus der inhaltlichen Bindung des Verlustfeststel-
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lungsbescheids an den Einkommensteuerbescheid. Ist der Einkommensteuerbescheid des betreffen-

den Veranlagungszeitraums nicht mehr änderbar, entfällt damit auch die Verlustfeststellung. 

Die in 2006 verbliebenen negativen Einkünfte durften deshalb nicht in eine Verlustfeststellung einge-

hen, da sie der Besteuerung nicht "zu Grunde gelegt" worden sind. Denn das Finanzamt hatte die Ein-

kommensteuer nicht auf 0 EUR festgesetzt, sondern wegen der eingetretenen Teilbestandskraft ledig-

lich auf 63.000 EUR. 

22. Fahrtenbuch: Besprochene Kassetten und Excel-Tabellen sind nicht ordnungsgemäß 

Hält ein Steuerpflichtiger seine Fahrten auf Kassetten fest und werden diese anschließend in 

Excel-Tabellen übertragen, sind die Anforderungen an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch 

nicht erfüllt. 

Hintergrund 

Der Kläger bekam von seinem Arbeitgeber einen Firmenwagen zur Verfügung gestellt, den er auch 

privat nutzen durfte. Das Fahrtenbuch führte der Kläger in Form eines Diktiergeräts. Der Kläger diktiert 

zu Beginn einer Fahrt den Zweck der Fahrt, das Datum sowie den km-Stand und am Ende der Fahrt 

den km-Stand. Diese Ansagen werden anschließend zweimal wöchentlich in Excel-Dateien übertra-

gen. Die Blätter werden aufbewahrt und am Jahresende gebunden. Bei einer Lohnsteuer-

Außenprüfung war der Prüfer der Auffassung, dass weder die besprochenen Kassetten noch die 

Excel-Tabellen die Anforderungen an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch erfüllen, und ermittelte den 

geldwerten Vorteil nach der 1 %-Regelung. 

Entscheidung 

Auch das Finanzgericht hält das diktierte Fahrtenbuch nicht für ordnungsgemäß. Eine mithilfe eines 

Computerprogramms erzeugte Datei genügt den Anforderungen an ein ordnungsgemäßes Fahrten-

buch nur dann, wenn nachträgliche Veränderungen an den eingegebenen Daten nach der Funktions-

weise des verwendeten Programms technisch ausgeschlossen sind oder zumindest in ihrer Reichweite 

in der Datei selbst dokumentiert und offen gelegt werden. Die Excel-Tabellen erfüllen die Anforderun-

gen an ein Fahrtenbuch bereits deshalb nicht, weil sie das ganze Jahr über als lose Blätter gesammelt 

und erst am Jahresende gebunden werden. Außerdem sind sie jederzeit änderbar. 

Die vom Kläger besprochenen Kassetten stellen ebenfalls kein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch dar, 

weil auch sie jederzeit änderbar sind. 

23. Skiunfall bei Tagung: Liegt ein Arbeitsunfall vor? 

Bei einer Tagung sollten die Teilnehmer darauf achten, was sie in den freien Zeiten unterneh-

men. Denn ein Unfall während der Freizeit ist kein Arbeitsunfall. 

Hintergrund 

Ein Mann stürzte im Rahmen einer Führungskräftetagung beim Skifahren und verletzte sich dabei an 

der Schulter. Der Mann, der die zentrale Kundenbearbeitung einer europaweit agierenden Firma leitet, 

beantragte daraufhin die Anerkennung als Arbeitsunfall. 

Die Berufsgenossenschaft lehnte dies ab. Der Unfall habe sich auf der Tagung während der Freizeitak-

tivitäten ergeben. Diese seien als unversicherte private Tätigkeiten einzustufen. 

Entscheidung 

Vor Gericht hatte der Kläger keinen Erfolg. Nach Ansicht der Richter stand das Skifahren in keinem in-

neren oder sachlichen Zusammenhang mit der versicherten Tätigkeit des verunglückten Angestellten. 

Vielmehr habe dies im Rahmen des vom Tagesordnungsprogramm abgegrenzten Freizeitbereichs 

stattgefunden. Die Teilnahme hieran sei nicht verbindlich gewesen. Der maßgebliche Vormittag habe 

zur freien Verfügung gestanden. Dementsprechend seien auch nicht alle Tagungsteilnehmer Ski ge-

fahren. 
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Urlaubs- und Freizeitaktivitäten wie auch sportliche Betätigungen stünden, auch wenn das Unterneh-

men sie finanziere, nicht unter dem gesetzlichen Versicherungsschutz. Denn der Arbeitgeber könne 

nicht darüber bestimmen, welche Verrichtungen in dem erforderlichen sachlichen Zusammenhang mit 

der versicherten Tätigkeit stünden. Daher komme es auch nicht darauf an, ob der Arbeitgeber den Ski-

pass bezahle oder für die Tagungsteilnahme Urlaubstage angerechnet würden. 

24. Fehler des Steuerpflichtigen: Wann diese korrigiert werden können 

Offenbare Unrichtigkeiten im Steuerbescheid können vom Finanzamt geändert werden. Die Be-

richtigung von Fehlern, die auf einer unzutreffenden Rechtsanwendung beruhen, ist jedoch 

nicht möglich. 

Hintergrund 

X ordnete für das Jahr 2005 - entgegen einer vorgelegten Bankbestätigung - Einkünfte aus Stillhalter-

geschäften den Einkünften aus privaten Veräußerungsgeschäften statt richtigerweise den Einkünften 

aus sonstigen Leistungen zu. Dem folgte das Finanzamt. Dadurch kamen die Einkünfte aus den Still-

haltergeschäften mit einem Verlustvortrag aus Einkünften aus privaten Veräußerungsgeschäften zur 

Verrechnung. Bei der Berücksichtigung als sonstige Leistung wären hierauf keine Verlustvorträge ver-

rechnet worden. 

Im Anschluss an eine Außenprüfung änderte das Finanzamt den Einkommensteuer-Bescheid wegen 

offenbarer Unrichtigkeit und berücksichtigte die Einkünfte aus den Stillhaltergeschäften bei den Ein-

künften aus sonstigen Leistungen. Dem folgte das Finanzgericht. Es vertrat die Auffassung, eine Be-

richtigung wegen offenbarer Unrichtigkeit sei möglich. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof widerspricht dieser Ansicht des Finanzgerichts und gab der Klage des X statt. 

Zum einen ist X kein Fehler unterlaufen, der zu einer Änderung wegen einer offenbaren Unrichtigkeit 

berechtigt. Denn der steuerliche Berater des X hat im Rahmen der Zuordnung der Stillhaltergeschäfte 

zu den privaten Veräußerungsgeschäften umfangreiche rechtliche Erwägungen angestellt. Er hat die 

Zuordnungsfrage intern in der Kanzlei mit seiner Sachbearbeiterin eingehend erörtert. Es fehlt daher 

an offenbar fehlerhaften Angaben, die das Finanzamt als eigene mechanische Fehler hätte überneh-

men können. 

Zum anderen ist auch der Veranlagungssachbearbeiterin des Finanzamts kein mechanisches Verse-

hen unterlaufen. Denn aus ihren Prüfvermerken ergibt sich, dass sie den von X eingetragenen Betrag 

durch Saldierung der von X in einer Anlage zur Einkommensteuer-Erklärung aufgeführten Gewinne 

und Verluste nachvollzogen hat. Da eine Saldierung nur in Betracht kommt, wenn die saldierten Ge-

schäftsvorfälle das gleiche steuerrechtliche Schicksal teilen, kann nicht verneint werden, dass die 

Sachbearbeiterin einem sachverhalts- oder rechtsfolgenbezogenen Denkfehler unterlegen ist. 

25. Bonuszahlungen der Krankenkasse: Darf der Sonderausgabenabzug gekürzt werden? 

Einige Krankenkassen belohnen ihre Versicherten, wenn sie an bestimmten Vorsorgemaßnah-

men teilnehmen (Bonusprogramm). Steuerlich stellt sich die Frage, ob der Sonderausgabenab-

zug für Beiträge eines Steuerpflichtigen zur Basis-Krankenversicherung um diese Bonuszah-

lungen gekürzt werden darf. 

Hintergrund 

Werden Sonderausgaben in einem späteren Veranlagungszeitraum an den Steuerpflichtigen erstattet, 

mindert der Erstattungsbetrag grundsätzlich im Erstattungsjahr die abziehbaren Krankenversiche-

rungsbeiträge. Beitragsrückerstattungen in diesem Sinne sind auch Bonuszahlungen. Zweck dieser 

Bonuszahlungen ist es, eine gesunde Lebensweise und regelmäßige Gesundheitschecks zu fördern. 

Der Bonus kann eine Geld- oder Sachprämie sein und wird z. B. gewährt, wenn der Versicherte z. B. 

regelmäßig zum Arzt geht und dort einen Gesundheitscheck erfolgreich besteht. 

Verwaltungsanweisung 
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Beim Bundesfinanzhof ist derzeit ein Revisionsverfahren anhängig, in dem darüber zu entscheiden ist, 

ob der Sonderausgabenabzug für Beiträge zur Basis-Krankenversicherung um Bonuszahlungen zu 

kürzen ist. 

Für den Fall, dass Bonuszahlungen einer gesetzlichen Krankenversicherung selbst getragene Auf-

wendungen bezuschussen und keine Leistungen der Basisabsicherung, hat die Vorinstanz eine Kür-

zung des Sonderausgabenabzugs verneint. 

Die genaue Höhe der Bonuszahlung ist ggf. im Hinblick auf die steuerliche Auswirkung vom Steuer-

pflichtigen nachzuweisen. 

Einsprüche, die sich auf das entsprechende Revisionsverfahren stützen, ruhen kraft Gesetzes. 

26. Solidaritätszuschlag: Kein Abzug fiktiver Gewerbesteuer 

Bei der Berechnung des Solidaritätszuschlags wird nur gezahlte Gewerbesteuer berücksichtigt. 

Ein Abzug "fiktiver" Gewerbesteuer kommt nicht in Betracht. 

Hintergrund 

Die Kläger der beiden Streitfälle erzielten Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit, aus Kapitalvermö-

gen und aus Vermietung und Verpachtung. Einkünfte aus Gewerbebetrieb hatten sie nicht und muss-

ten deshalb keine Gewerbesteuer zahlen. Die Kläger beantragen beim Finanzamt trotzdem die An-

rechnung einer fiktiven Gewerbesteuer, soweit es um den Solidaritätszuschlag ging. Ihre Begründung: 

Steuerpflichtige mit nichtgewerblichen Einkünften seien sonst gegenüber Gewerbetreibenden benach-

teiligt. Die tarifliche Einkommensteuer und damit auch die Bemessungsgrundlage für den Solidaritäts-

zuschlag vermindern sich bei gewerblichen Einkünften um einen bestimmten Prozentsatz des Gewer-

besteuermessbetrags. 

Entscheidungen 

In beiden Fällen wurden die Klagen vom Finanzgericht abgewiesen. Die Richter werten die Steuerer-

mäßigung bei Einkünften aus Gewerbebetrieb als eine Kompensation für die Zusatzbelastung, die bei 

Steuerpflichtigen mit gewerblichen Einkünften mit der Erhebung der Gewerbesteuer einhergeht. Diese 

Ungleichbehandlung gegenüber anderen Einkunftsarten ist gerechtfertigt; das gilt auch für die an die 

Minderung der Einkommensteuer anknüpfende Minderung der Bemessungsgrundlage für den Solidari-

tätszuschlag. 

27. Künstliche Befruchtung: Kosten sind bei einer gleichgeschlechtlichen Beziehung nicht absetz-

bar 

Sind die Kosten einer künstlichen Befruchtung steuerlich absetzbar? Einige Fälle hat der Bun-

desfinanzhof bereits zugunsten betroffener Paare entschieden. Eine Frau in einer gleichge-

schlechtlichen Beziehung muss jetzt ebenfalls auf den Bundesfinanzhof hoffen. 

Hintergrund 

Die Klägerin konnte aufgrund einer Unfruchtbarkeit ohne medizinischen Eingriff nicht schwanger wer-

den. Sie ließ daraufhin in Dänemark eine In-vitro-Fertilisation unter Verwendung von Samenzellen ei-

nes Spenders durchführen. Die entstandenen Kosten machte sie in ihrer Einkommensteuererklärung 

als außergewöhnliche Belastungen geltend. Das Finanzamt lehnte dies ab, u. a. weil die Klägerin mit 

einer anderen Frau in einer gleichgeschlechtlichen Partnerschaft lebte. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht war der gleichen Ansicht wie das Finanzamt und wies deshalb die Klage ab. Die 

Unfruchtbarkeit der Klägerin stellt zwar eine Krankheit dar, die grundsätzlich zu außergewöhnlichen 

Belastungen führen kann. Anders als bei verschiedengeschlechtlichen Paaren sind die Aufwendungen 

für die künstliche Befruchtung jedoch nicht zwangsläufig entstanden. Denn die Kinderlosigkeit der Klä-

gerin war nicht ausschließlich Folge ihrer Unfruchtbarkeit, sondern es war auch aufgrund ihrer gleich-
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geschlechtlichen Partnerschaft die Zeugung eines Kindes auf natürlichem Wege ausgeschlossen. Bei 

einer solchen Kinderlosigkeit liegt keine Krankheit vor. 

Die Ungleichbehandlung der Klägerin im Verhältnis zu verschiedengeschlechtlichen Paaren verstößt 

nicht gegen den Gleichheitssatz des Grundgesetzes. Sie ist aufgrund der unterschiedlichen biologi-

schen Ausgangslage gerechtfertigt. Auch verpflichtet das Grundgesetz den Staat nicht, das Entstehen 

von Familien durch Förderung der künstlichen Befruchtung zu unterstützen. 

28. Außergewöhnliche Belastungen: Ist eine Verteilung auf mehrere Jahre doch möglich? 

Wird ein Haus behindertengerecht umgebaut, entstehen dabei immense Kosten. Eine Verteilung 

der Aufwendungen auf mehrere Jahre kam bisher nicht in Betracht. Der Bundesfinanzhof hat 

jetzt Gelegenheit, dies zu korrigieren. 

Hintergrund 

Im Jahr 2011 haben die Kläger ihr selbstgenutztes Einfamilienhaus für insgesamt 165.981 EUR behin-

dertengerecht umgebaut. Sämtliche mit dem Umbau in Zusammenhang stehenden Rechnungen be-

zahlten die Kläger im Jahr 2011. Das Finanzamt hat einen Betrag von 149.069 EUR als außergewöhn-

liche Belastungen anerkannt. Es lehnte jedoch eine Verteilung auf mehrere Jahre ab. Wegen eines zu 

geringen Gesamtbetrags der Einkünfte wirkten sich die Ausgaben für den Umbau steuerlich nicht in 

voller Höhe aus. 

Die Kläger verlangen deshalb aus Billigkeitsgründen ein Wahlrecht auf Verteilung der Aufwendungen. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht wies die Klage als unbegründet zurück. Seine Begründung: Die begrenzte steuerli-

che Auswirkung im Jahr 2011 hat ihren Grund darin, dass die außergewöhnlichen Belastungen den 

Gesamtbetrag der Einkünfte um 24.563 EUR überstiegen. Die Härte, die sich aus der Entscheidung 

des Gesetzgebers für die Einkommensteuer unter Anwendung der Abschnittsbesteuerung und des Ab-

flussprinzips ergebe, begründet keinen Widerspruch zu dem Zweck des Gesetzes. 

29. Private Krankenversicherung: Wann verschwiegene Vorerkrankungen nicht zum Verlust des 

Versicherungsschutzes führen 

Wer bei Abschluss einer privaten Krankenversicherung Vorerkrankungen verschweigt, steht 

am Ende meist ohne Versicherungsschutz da. Es sei denn, die Versicherung hat auf die Anzei-

gepflicht nicht ordnungsgemäß hingewiesen. 

Hintergrund 

Im Antrag zur Krankenversicherung, der von einem Versicherungsagenten ausgefüllt worden war, hat-

te die Klägerin bei den Gesundheitsfragen der letzten 3 Jahre lediglich angegeben, wegen Erkältungen 

bei ihrem Hausarzt in Behandlung gewesen zu sein. Für sich behalten hatte sie die Diagnose einer 

sog. Fettleber und die Behandlung einer Kalkschulter. 

Die Versicherung warf der Klägerin deshalb vor, sie habe ihre Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt. Bei 

Kenntnis der Erkrankungen hätte die Versicherung den Versicherungsvertrag nicht abgeschlossen. 

Die Versicherungsnehmerin dagegen argumentierte, dass bei der Fettleber keine weitere Behandlung 

nötig war. Die Kalkschulter wurde erst nach dem Versicherungsantrag diagnostiziert. 

Entscheidung 

Während die Vorinstanz noch der Versicherung Recht gegeben hatte, kam das Oberlandesgericht zu 

einer anderen Einschätzung und gab der Klägerin Recht. Begründung: Die Betroffene wurde nicht ord-

nungsgemäß auf die Rechtsfolgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen. 

Eine wirksame Belehrung setzt voraus, dass sie in unmittelbarer Nähe zu den gestellten Gesundheits-

fragen erfolgt und drucktechnisch so hervorgehoben wird, dass sie vom Versicherungsnehmer nicht 

übersehen werden kann. 
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Diese Anforderungen hat die Versicherung hier nicht erfüllt. Der erste Hinweis auf die vorvertragliche 

Anzeigepflicht befand sich auf Seite 1 des Antrags und damit viel zu weit weg von den Gesundheits-

fragen, die auf Seite 4 aufgeführt waren. 

Außerdem gab es in dem Antrag so viele Hervorhebungen, dass ihre hervorhebende Wirkung prak-

tisch obsolet wurde. Darüber hinaus nahm der Versicherungsvertreter die Eintragungen zur Gesund-

heit vor, er hatte der Frau den Antrag aber nicht komplett vorgelesen. Deshalb kann nicht davon aus-

gegangen werden, dass die Klägerin vom Versicherungsvertreter auf die Anzeigepflicht gesondert hin-

gewiesen worden ist. 

Die Versicherung dürfte deshalb den Vertrag nicht kündigen und auch nicht davon zurücktreten. Denn 

die Anzeigepflicht wurde in diesem Fall nicht arglistig verletzt. 

30. Künstliche Befruchtung: Kein Darlehen vom Jobcenter 

Bezieher von Hartz IV müssen die Kosten für eine künstliche Befruchtung selber tragen, soweit 

die Krankenkasse diese nicht übernimmt. Ein Darlehen vom Jobcenter wird ihnen dafür nicht 

gewährt. 

Hintergrund 

Die 1978 geborene Klägerin und ihr 1984 geborener Ehemann beziehen seit 2010 Leistungen zur Si-

cherung des Lebensunterhaltes. Ihre Krankenkasse erklärte sich bereit, 50 % der Kosten für maximal 3 

Versuche einer künstlichen Befruchtung zu übernehmen. Die Kosten jeder einzelnen künstlichen Be-

fruchtung betragen dabei ungefähr 4.100 EUR. 

Die Kläger waren jedoch nicht in der Lage, den auf sie entfallenden Kostenanteil aufzubringen. Sie be-

antragten deshalb im September 2012 die Gewährung eines Darlehens in Höhe von rund 2.200 EUR. 

Dieser Antrag wurde aber abgelehnt. 

Vor dem Sozialgericht machten die Kläger geltend, dass sie auf ein Darlehen des Jobcenters ange-

wiesen sind, weil sie in der freien Wirtschaft kein Darlehen bekommen. 

Entscheidung 

Die Klage wurde abgewiesen. Die Begründung der Sozialrichter: Die Gewährung eines Darlehens 

setzt voraus, dass ein Bedarf, der vom Regelbedarf umfasst wird, nicht gedeckt werden kann. Eine 

künstliche Befruchtung gehört jedoch nicht zum Regelbedarf. Neben Dingen wie Ernährung und Klei-

dung umfasst der Regelbedarf zwar auch die Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Ge-

meinschaft. Diese Teilhaberechte sind nach dem Gesetz allerdings nur "in vertretbarem Umfang" zu 

verwirklichen. Dieser vertretbare Umfang werde bei einer künstlichen Befruchtung angesichts der Kos-

ten von über 4.000 EUR für eine Behandlung überschritten. 

Darüber hinaus handelt es sich nicht um eine medizinisch notwendige Behandlung. Die im Gesetz vor-

gesehene Beschränkung der Kostenübernahme durch die Krankenkassen verletzt nicht die Grund-

rechte. Es gibt auch keine Verpflichtung des Gesetzgebers, die Entstehung einer Familie durch künst-

liche Befruchtung mit den Mitteln der gesetzlichen Krankenversicherung zu fördern. 

Da die Krankenkassen die Kosten für eine künstliche Befruchtung bis zum 40. Lebensjahr für weibliche 

Versicherte übernehmen, haben die Kläger noch genug Zeit, um zu sparen. 

31. Hintergrunddienst der Rettungshelfer: Vergütungen sind steuerfrei 

Rettungshelfer sind nicht nur für Rettungseinsätze da. Sie werden z. B. auch für den Hinter-

grunddienst von Hausnotrufbetreibern benötigt. Die für diese Tätigkeit gezahlte Vergütung ist 

steuerfrei. 

Hintergrund 

Ein gemeinnütziger Verband der freien Wohlfahrtspflege behandelte Aufwandsentschädigungen an 

Helfer im sog. Hintergrunddienst des Hausnotrufdienstes als steuerfrei. Das Finanzamt vertrat demge-
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genüber die Auffassung, dass die Steuerfreiheit nur insoweit eingreife, als die Helfer tatsächlich Ret-

tungseinsätze ausführten. Die eigentliche Tätigkeit im Hausnotrufdienst falle jedoch nicht darunter. 

Gegen die vom Finanzamt erlassenen Lohnsteuer-Nachforderungsbescheide legte der Verein erfolglos 

Einspruch ein. 

Entscheidung 

Die Klage hatte jedoch Erfolg. Das Finanzgericht entschied, dass die an die Helfer im sog. Hinter-

grunddienst des Hausnotrufs gezahlten Vergütungen vollumfänglich der Steuerbefreiung unterliegen. 

Nach der gesetzlichen Regelung bleiben Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten u. a. zur Pflege 

alter, kranker oder behinderter Menschen im Dienst oder im Auftrag einer inländischen juristischen 

Person des öffentlichen Rechts oder einer Einrichtung zur Förderung gemeinnütziger, mildtätiger und 

kirchlicher Zwecke bis zur Höhe von 2.400 EUR steuerfrei. Die Tätigkeit der Helfer im sog. Hinter-

grunddienst des Hausnotrufs beinhaltet auch die Pflege alter, kranker und behinderter Menschen. Dies 

gilt sowohl für die Zeiten, in denen die Helfer tatsächlich Rettungseinsätze ausführen, als auch für die 

Bereitschaftszeiten für derartige Einsätze. Denn wenn schon die bloße körperliche Pflege eines Men-

schen begünstigt ist, muss dies erst recht für dessen Lebensrettung und Gesunderhaltung gelten. Dies 

gilt jedoch nicht nur, soweit die Helfer im Hintergrunddienst tatsächlich Rettungseinsätze ausführen, 

sondern auch für die Zeiten, in denen sie sich für solche Einsätze lediglich bereithalten. 

32. Änderung eines Steuerbescheids: Wann liegt arglistige Täuschung vor? 

Hat der Steuerpflichtige seinen Sachverhalt im Veranlagungsverfahren vollständig offengelegt 

und im Einspruchsverfahren lediglich eine andere rechtliche Würdigung vorgetragen, kann das 

Finanzamt den bestandskräftig gewordenen Steuerbescheid nicht mehr ändern. Denn es liegen 

weder neue Tatsachen noch arglistige Täuschung vor. 

Hintergrund 

Die Eheleute wurden für 2007 zusammen zur ESt veranlagt. Die Ehefrau (F) war bis 30.6 bei A und ab 

1.7. bei B beschäftigt. F erklärte eine Bruttoarbeitslohn von ./. 20.201 EUR und Entschädigungen von 

174.034 EUR. Ihre Arbeitgeber übermittelten dem Finanzamt elektronisch für 1.1. bis 30.6. einen Brut-

toarbeitslohn von ./. 26.980 EUR und einen ermäßigt zu besteuernden Arbeitslohn von 174.034 EUR 

(und v. 1.7. bis 31.12. einen Bruttoarbeitslohn von 6.920 EUR). 

F reichte einen mit A geschlossenen Aufhebungsvertrag ein. Danach sollte sie wegen Auflösung des 

Arbeitsverhältnisses zum 30.6. eine Abfindung von 174.034 EUR erhalten, von der 50.017 EUR in eine 

Direktversicherung einbezahlt werden sollten. Außerdem reichte sie eine Bescheinigung der A mit ei-

ner Aufstellung der bescheinigten Summe in der Lohnsteuer-Bescheinigung ein. Danach hatte A die 

Einzahlung in die Direktversicherung bei der Berechnung des eingetragenen Bruttoarbeitslohn statt bei 

der Abfindung als Abzugsposten berücksichtigt und gelangte so zu einem Bruttoarbeitslohn von ./. 

26.980 EUR. 

Bei der Einkommensteuer-Festsetzung wies das FA darauf hin, dass der Bruttoarbeitslohn 29.956 

EUR betrage. Ein Abzug vom Bruttoarbeitslohn sei ausgeschlossen. 

Dagegen legten die Eheleute Einspruch ein. Das Finanzamt half (durch eine andere Sachbearbeiterin) 

dem Einspruch mit Änderungsbescheid ab; dieser wurde bestandskräftig. 

Später stellte das Finanzamt anlässlich bei einer bei A durchgeführten Lohnsteuer-Außenprüfung fest, 

dass die Beiträge zur Direktversicherung nicht mit der Abfindung, sondern mit dem Bruttoarbeitslohn 

verrechnet worden waren. Daraufhin erließ das Finanzamt einen geänderten Bescheid und berücksich-

tigte dabei – wie im ursprünglichen Bescheid v. 25.11.2008 – einen Bruttoarbeitslohn von 29.956 EUR 

und eine Entschädigung von 124.017 EUR. 

Das Finanzgericht gab der Klage statt, da der Bescheid weder wegen neuer Tatsachen noch wegen 

arglistiger Täuschung habe geändert werden dürfen. 

Entscheidung 
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Der Bundesfinanzhof bestätigt die Auffassung des Finanzgerichts, dass die Voraussetzungen für die 

Änderung des bestandskräftigen Änderungsbescheids nicht vorliegen. 

Der Bescheid konnte nicht wegen nachträglich bekannt gewordener Tatsachen geändert werden. 

Denn dem Finanzamt waren bereits beim Erlass des Änderungsbescheids sämtliche für die Besteue-

rung maßgeblichen Tatsachen bekannt, nämlich der Auflösungsvertrag, die Abfindung, die Einzahlung 

in eine Direktversicherung sowie dass A in der Lohnsteuer-Bescheinigung die Einzahlung in die Direkt-

versicherung bei der Berechnung des Bruttoarbeitslohns (statt bei der Entschädigung) als Abzugspos-

ten berücksichtigt hatte. Auf die individuelle Kenntnis bzw. Unkenntnis der neu zuständigen Sachbear-

beiterin kommt es dabei nicht an. Die abweichende rechtliche Würdigung ist keine neue Tatsache. 

Auch eine Änderung wegen arglistiger Täuschung kommt nicht in Betracht. Zwar darf ein Bescheid ge-

ändert werden, wenn er durch unlautere Mittel, wie arglistige Täuschung usw. erwirkt worden ist. Unter 

arglistiger Täuschung ist die bewusste und vorsätzliche Irreführung zu verstehen, wie jedes vorsätzli-

che Verschweigen oder Vortäuschen von Tatsachen, durch das die Willensbildung der Behörde unzu-

lässig beeinflusst wird. Das liegt hier nicht vor. Der schlichte Vortrag einer anderen Rechtsauffassung 

ist nicht arglistig oder in sonstiger Weise unlauter. 

33. Gleicher Job, weniger Lohn? Das ist Diskriminierung 

Zahlt ein Unternehmen weiblichen Mitarbeitern weniger Lohn als seinen männlichen Mitarbei-

tern, stellt dies eine Diskriminierung dar. Die Folge für den Arbeitgeber: Er muss die Lohndiffe-

renz und Entschädigung zahlen. 

Hintergrund 

Die Klägerin war seit dem Oktober 1994 als Produktionsmitarbeiterin bei einem Schuhhersteller be-

schäftigt. Sie erhielt bis zum 31.12.2012 einen geringeren Stundenlohn als männliche Mitarbeiter in 

vergleichbarer Tätigkeit. Die Sonderzahlungen (Anwesenheitsprämie, Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld) 

berechnete das Unternehmen ebenfalls auf der Grundlage des niedrigeren Stundenlohns. 

Bei einer Betriebsversammlung im September 2012 wurde diese Ungleichbehandlung öffentlich ange-

sprochen. Die Klägerin verlangte im November 2012 die Nachzahlung des Differenzlohns in Höhe von 

9.229,90 EUR zzgl. einer Entschädigung wegen Diskriminierung von mindestens 7.452,32 EUR. 

Entscheidung 

Das Landesarbeitsgericht bewertete die niedrigere Entlohnung eindeutig als eine unmittelbar ge-

schlechtsbezogene Ungleichbehandlung und gab deshalb der Klage auf Zahlung der Vergütungsdiffe-

renz in vollem Umfange statt. Anspruchsgrundlagen dafür ergeben sich zum einen aus dem Allgemei-

nen Gleichbehandlungsgesetz, dem Benachteiligungsverbot des Bürgerlichen Gesetzbuches und aus 

dem allgemeinen arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz. 

Entgegen der Ansicht des beklagten Unternehmens waren diese Ansprüche nicht verfallen. Scha-

densersatzansprüche sind innerhalb einer Frist von 2 Monaten schriftlich geltend zu machen, der 

Nachvergütungsanspruch sei seinem Wesen nach aber kein Schadenersatz-, sondern ein Erfüllungs-

anspruch, der nicht der kurzen Verfallsfrist unterliege. Darüber hinaus beginnt die Ausschlussfrist erst 

mit Kenntnis von der Benachteiligung zu laufen. Kenntnis habe die Betroffene aber erst in der Be-

triebsversammlung im September 2012 erlangt, sodass bei Geltendmachung der Ansprüche mit 

Schreiben vom 9.11.2012 die Ansprüche noch nicht ausgeschlossen gewesen seien. 

Neben dem Anspruch auf Zahlung der Differenzbezüge war der betroffenen Arbeitnehmerin ein Ent-

schädigungsanspruch wegen geschlechtsbezogener Diskriminierung zu gewähren. Entscheidend war 

für das Gericht u. a., dass es sich um eine unmittelbare Benachteiligung handelte und der Verstoß vor-

sätzlich erfolgte. 

34. Impfung durch Betriebsarzt: Ist ein Impfschaden ein Arbeitsunfall? 
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Die nächste Grippesaison steht bevor und viele Arbeitgeber bieten wieder für ihre Mitarbeiter 

Impfungen an. Kommt es dabei zu einem Impfschaden, stellt sich die Frage, ob dieser als Ar-

beitsunfall anzusehen ist. 

Hintergrund 

Eine Museumsmitarbeiterin ließ sich vom Betriebsarzt gegen Grippe impfen. Daraufhin erkrankte sie 

an einem Guillan-Barre-Syndrom. Sie verklagte die Verwaltungs-Berufsgenossenschaft auf Anerken-

nung eines Arbeitsunfalles, weil ihr die betriebsärztliche Impfung von ihrem Arbeitgeber angeboten 

worden sei. Sie habe sich angesichts des Publikumsverkehrs im Museum vor einer besonderen Anste-

ckungsgefahr schützen wollen. 

Entscheidung 

Das Sozialgericht Dortmund wies die Klage ab. Die Begründung: Nur wenn die mit der Tätigkeit ver-

bundene Gefährdung eine Grippeschutzimpfung über die allgemeine Gesundheitsfürsorge hinaus er-

forderlich macht, kommt die Anerkennung eines Arbeitsunfalles in Betracht. Dies sei bei der Klägerin 

im Museum nicht der Fall gewesen. Zwar habe sie Kontakt zu Besuchergruppen gehabt. Die Anste-

ckungsgefahr sei aber nicht größer gewesen als an anderen Arbeitsplätzen mit Kontakt zu Kollegen 

und Publikum oder im privaten Bereich, wie z. B. beim Einkaufen. 
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1. Umsatzsteuer: Sind Leistungen eines Laborarztes steuerbefreit? 

FG Berlin-Brandenburg, Urteil v. 10.11.2015, 2 K 2409/13 

Das Finanzgericht hielt sich eng an die Ausführungen des FG Hamburg im Urteil vom 23.10.2013 (2 K 

349/12), das für die Steuerbefreiung ebenfalls kein Vertrauensverhältnis zwischen Arzt und Patienten 

vorausgesetzt hat. Im Hamburger Verfahren ist die Revision zum BFH letztlich an Zulässigkeitsfragen 

gescheitert, sodass eine höchstrichterliche Klärung bislang ausblieb. 

Das FG Berlin-Brandenburg hat die Revision gegen sein Urteil nun ebenfalls zugelassen, sodass der 

BFH möglicherweise in einem zweiten Anlauf die Gelegenheit zur Stellungnahme erhält. Ein Aktenzei-

chen des BFH-Verfahrens ist noch nicht bekannt. 

2. Elektronische Datenübermittlung: Wann liegt eine neue Tatsache vor? 

Sächsisches FG, Urteil v. 28.12.2015, 6 K 350/13 

Werden Informationen für einen Steuerfall elektronisch erfasst und bereitgehalten, können insoweit 

keine anderen Anforderungen gelten als für die Datenerhebung und -erfassung in Papierform. Dies gilt 

nach Auffassung des Finanzgerichts insbesondere dann, wenn die elektronische Information das zu-

ständige Finanzamt nicht direkt erreicht, sondern aufgrund interner Organisation der Finanzverwaltung 

zunächst über eine zentrale Erfassungsstelle geleitet wird. Soweit die Bearbeitung auf der Grundlage 

elektronischer Daten erfolgt, liegt es im Verantwortungsbereich der Finanzverwaltung, für eine ent-

sprechende Darstellung des Verfahrensablaufs – einschließlich der erforderlichen elektronischen Er-

fassung von Eingangsdaten – für den einzelnen Steuerfall zu sorgen, die hinreichend nachvollziehbar 
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ist und die auch die erforderliche Beweiskraft aufweist. Kommt sie diesen Beweiserfordernissen nicht 

nach, geht dies im Zweifel zu ihren Lasten. 

3. Studienkosten der eigenen Kinder: Kein Abzug als Betriebsausgaben 

FG Münster, Urteil v. 15.1.2016, 4 K 2091/13 E 

4. Sofa und Laufband: Dienstzimmer darf nicht nach Belieben eingerichtet werden 

VG Trier, Urteil v. 12.1.2016, 1 K 3238/15.TR 

Die Universität hatte geltend gemacht, dass durch die zusätzlichen Gegenstände die Brandsicherheit 

beeinträchtigt wird, es zu Einschränkungen bei der Reinigung des Dienstzimmers kommen kann und 

zudem eine erhöhte Unfallgefahr wegen fehlender Abstandsflächen neben und hinter dem Gerät be-

steht. 

Ein Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz sei nicht erkennbar. Auch sei die Entfernung der 

Gegenstände nicht zu beanstanden. Nachdem sich die Beamtin geweigert habe, die Entfernung selbst 

durchzuführen, sei die Universität berechtigt gewesen, die Maßnahme auch gegen den Willen der Be-

amtin durchzusetzen. 

5. Unerlaubte Mehrarbeit: Wie sind Zahlungen steuerlich zu behandeln? 

FG Münster, Urteil v. 1.12.2015, 1 K 1387/15 E 

Die vom Senat zugelassene Revision ist beim Bundesfinanzhof unter dem Az IX R 2/16 anhängig. 

Die EU-Arbeitszeitrichtlinie (RL 2003/88/EG) begrenzt die wöchentliche Arbeitszeit für Arbeitnehmer 

inklusive aller Überstunden auf 48 Stunden. Darüber hinaus ist Mehrarbeit nur in begrenzten Ausnah-

mefällen zulässig. Diese Regelung ist entsprechend in das deutsche Arbeitszeitgesetz aufgenommen 

worden. Oftmals enthalten Arbeitsverträge auch Klauseln, dass Überstunden mit der Zahlung des Ge-

halts abgegolten sind. Diese pauschalen Klauseln sind problematisch, wenn überhaupt kein Ausgleich 

der Überstunden erfolgt. Fordert ein Mitarbeiter erfolgreich die geleisteten Überstunden ein, etwa im 

Rahmen eines Gerichtsprozesses, wird hierauf Lohnsteuer und Sozialversicherung fällig. Dies kann 

dann neben den Nachzahlungen von Gehalt und Lohnsteuer auch noch zu weiteren Belastungen mit 

Sozialversicherungsbeiträgen führen. 

6. Sozialhilfe: Wer dem Sozialamt Auskunft erteilen muss 

LSG Rheinland-Pfalz, Beschluss v. 18.2.2016, L 5 SO 78/15 

7. Häusliches Arbeitszimmer: Gemischte Nutzung ist nicht erlaubt 

BFH, Beschluss v. 27.7.2015, GrS 1/14 

Nach der Anerkennung der Aufteilung der Reisekosten bei gemischt beruflich/betrieblicher und privater 

Veranlassung und damit verbunden der Aufgabe des bis dahin geltenden allgemeinen Aufteilungs- und 

Abzugsverbots durch den Großen Senat war allgemein eine Rechtsprechungsänderung hin zur Auftei-

lung der Raumkosten bei gemischter Nutzung erwartet worden. Trotz des nunmehr vorliegenden Be-

schlusses des Großen Senats wird die weitere Entwicklung längerfristig in diese Richtung gehen, zu-

mal auch innerhalb des BFH unterschiedliche Auffassungen vertreten werden. 

Wichtig ist, dass der BFH für die Berücksichtigung der Raumkosten keine ausschließliche betriebli-

che/berufliche Nutzung verlangt. Die "nahezu" ausschließliche Nutzung zur Erzielung von Einnahmen 

genügt. Eine unbedeutende private Nutzung, die regelmäßig bis zur Grenze von 10 % angenommen 

wird, ist grundsätzlich zu vernachlässigen. Es dürfte daher unschädlich sein, wenn in dem Arbeitszim-

mer gelegentlich privater Schriftverkehr erledigt wird oder wenn dort ausnahmsweise einmal ein Gast 

übernachtet. 

8. Klage per E-Mail kann zulässig sein 

FG Saarland, Gerichtsbescheid v. 9.10.2015, 2 K 1323/15 
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Das FG hat die Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtsfrage zugelassen, ob ein per E-

Mail übermittelter Datensatz, der im Anhang eine "unterzeichnete" Klageschrift im "jpg"-Format enthält, 

dem Schriftformerfordernis des § 64 Abs. 1 FGO genügt oder ob die Wirksamkeit der Klageerhebung 

vom Vorliegen der Voraussetzungen des § 52a FGO abhängig ist. 

9. Haushaltsnahe Dienstleistungen: Notrufsystem ist begünstigt 

BFH, Urteil v. 3.9.2015, VI R 18/14 

Der BFH legt den Begriff des Haushalts räumlich-funktional aus. Die Grenzen des Haushalts werden 

nicht durch die Grundstücksgrenze abgesteckt, sondern umfassen auch Leistungen, die jenseits der 

Grundstücksgrenze erbracht werden, wenn sie noch in unmittelbarem räumlichem Zusammenhang 

zum Haushalt durchgeführt werden und dem Haushalt dienen. Der BFH bejaht dies für das Notrufsys-

tem damit, dass der Leistungserfolg in der Wohnung eintritt. Unerheblich ist, dass sich die Notrufzent-

rale außerhalb des Haushalts befindet. 

Die Entscheidung hat nicht nur Bedeutung für Heimbewohner. Die Grundsätze sind darüber hinaus auf 

alle Fälle übertragbar, in denen eine (normale) Wohnung wegen gesundheitlicher Beeinträchtigungen 

der Bewohner mit einem Notrufsystem verbunden wird. Das muss unabhängig davon gelten, ob die 

Notrufzentrale im gleichen Gebäude bzw. in dessen räumlicher Nähe untergebracht ist. Auch wenn der 

Notruf über die Telefonleitung zu einer weit entfernten Zentrale geleitet wird, tritt der Leistungserfolg, 

die jederzeitige Sicherstellung schneller Hilfe, in der Wohnung und damit im Bereich des Haushalts 

ein. 

10. Heileurythmistin: Keine freiberufliche Tätigkeit 

Niedersächsisches FG, Urteil v 28.4.2015, 13 K 50/14 

Das Urteil verdeutlicht die hohen Anforderungen an die Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit. Voraus-

setzung ist insbesondere eine staatlich verliehene bzw. anerkannte Berufsbezeichnung. Von lediglich 

untergeordneter Bedeutung ist die Dauer der Berufsausbildung, die hier 5 1/2 Jahre in Vollzeit betrug. 

Abschließend sei an dieser Stelle noch auf die Möglichkeit der Anrechnung der Gewerbesteuer auf die 

Einkommensteuer gem. § 35 EStG sowie den Freibetrag § 11 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 EStG i. H. v. 24.500 

EUR hingewiesen. 

11. Wann eine Berufskrankheit bei Beamten anerkannt werden kann 

BVerwG, Urteil v. 10.12.2015, 2 C 46.13 

12. Verpflegung durch Arbeitgeber führt nicht immer zu Arbeitslohn 

FG Hamburg, Urteil v. 17.9.2015, 2 K 54/15 

Das Urteil ist rechtskräftig. 

Ähnlich hatte der BFH bereits im Jahr 2010 einen Fall beurteilt, in dem der Arbeitgeber die Besat-

zungsmitglieder an Bord eines Flusskreuzfahrtschiffes unentgeltlich verpflegt hatte (BFH, Urteil v. 

21.1.2010, VI R 51/08, BStBl 2010 II S. 700). Grundvoraussetzung war auch da, dass die Mahlzeiten-

gestellung zu den betriebsnotwendigen Abläufen gehört. 

Die Voraussetzung dürfte z. B. bei Mitarbeitern in Kindergärten und Behinderteneinrichtungen eben-

falls erfüllt sein, die verpflichtet sind, ihre Mahlzeiten zusammen mit den ihnen anvertrauten Personen 

einzunehmen. Eine Anrufungsauskunft erscheint aber je nach Einzelfall empfehlenswert. 

13. Kündigung: Wann gilt diese als zugegangen? 

LAG Schleswig-Holstein, Urteil v. 13.10.2015, 2 Sa 149/15 

Auf den Fall des Zugangs einer Kündigungserklärung ist die Sonntagsregelung des § 193 BGB weder 

unmittelbar noch analog anwendbar. § 193 BGB bestimmt, dass eine innerhalb einer bestimmten Frist 

abzugebende Willenserklärung noch als rechtzeitig gilt, wenn der Ablauf der Frist auf einen Sonn-

tag/Feiertag fällt und die Willenserklärung dem Erklärungsempfänger am darauf folgenden Werktag 

zugeht. Hierzu hat der BGH entschieden, dass diese Regelung auf die Kündigungsfristen des BGB 
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grundsätzlich nicht anwendbar ist, weil diese nicht vom Schutzzweck des § 193 erfasst würden (BGH, 

Urteil v. 17.02.2005, III ZR 172/04). 

Das Gleiche gilt für die Wartefrist des § 1 Abs. 1 KSchG (BAG, Urteil v. 24.10. 2013, 2 AZR 1057/13). 

14. Resturlaub: Erben können Abgeltung verlangen 

Arbeitsgericht Berlin, Urteil v. 7.10.2015, 56 Ca 10968/15 

Gegen das Urteil kann Berufung beim Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg eingelegt werden. In-

soweit bildet diese Entscheidung eventuell den Ausgangspunkt dafür, die Rechtsprechung des BAG 

den europäischen Vorgaben anzupassen. 

15. Krankheitskosten: Zumutbare Belastung ist verfassungsgemäß 

BFH, Urteil v. 2.9.2015, VI R 32/13 

Veranlagungen, bei denen der Abzug der zumutbaren Belastung bei Berücksichtigung von Krankheits- 

oder Pflegekosten als außergewöhnliche Belastung in Betracht kam, wurden bisher nur vorläufig 

durchgeführt (zuletzt BMF v. 5.11.2015, BStBl I 2015 S. 786). Mit der der Zurückweisung der Revision 

- ebenso in dem Parallelurteil v. 2.9.2015, VI R 33/13 (NV), in dem es um 170 EUR ging - ist die Frage 

für die Praxis entschieden. Da gleichwohl gewichtige Stimmen im Schrifttum von der Verfassungswid-

rigkeit ausgehen, bleibt abzuwarten, ob die Problematik noch an das BVerfG herangetragen wird. 

16. Ehegatte im Pflegeheim: Ist eine Zusammenveranlagung trotzdem möglich? 

Niedersächsisches FG, Urteil v. 23.6.2015, 13 K 225/14 

Gegen das Urteil ist ein Revisionsverfahren anhängig (Az.: III R 15/15). Es bleibt abzuwarten, ob der 

BFH sich der Sichtweise des Finanzgerichts anschließen wird. In ähnlich gelagerten Fällen sollte bei 

einem Ablehnen der Zusammenveranlagung durch das Finanzamt zwingend Einspruch mit Verweis 

auf das beim BFH anhängige Verfahren eingelegt werden. 

17. Auskunftsersuchen: Finanzamt muss erst den Steuerpflichtigen fragen 

BFH, Urteil v. 29.7.2015, X R 4/14 

Der Steuerpflichtige hat ein Recht darauf, dass seine Reputation nicht beschädigt wird und Geschäfts-

partner nicht den Eindruck bekommen, er vernachlässige seine steuerlichen Pflichten. Es liegt daher in 

seinem Interesse, dass Dritte jedenfalls zunächst nichts über eine laufende Betriebsprüfung und mög-

licherweise nicht erklärte Erlöse erfahren. Das wird vom Grundrecht auf informationelle Selbstbestim-

mung umfasst. Außerdem sollen Dritte nur in Ausnahmefällen in fremde Steuerangelegenheiten einbe-

zogen werden. Es ist daher zu begrüßen, dass der BFH strenge Anforderungen (zwingende konkrete 

Tatsachen) an ein Auskunftsersuchen gegenüber Dritten aufstellt. Es bleibt allerdings in diesen Fällen 

immer die Frage, ob der Steuerpflichtige von einem entsprechenden Auskunftsersuchen überhaupt 

Kenntnis erlangt. Erfährt er davon nichts, kann er sich auch nicht entsprechend zur Wehr setzen. 

18. Sonstige Vorsorgeaufwendungen: Beschränkter Abzug ist verfassungsgemäß 

BFH, Urteil v. 9.9.2015, X R 5/13 

Der BFH weist damit die vereinzelt im Schrifttum vertretene Auffassung zurück, als Folge des subjekti-

ven Nettoprinzips müssten Ausgaben zur Absicherung existenzieller Lebensrisiken, die mit einer 

Krankheit oder Pflegebedürftigkeit vergleichbar sind, gleichgestellt werden. Der Gesetzgeber ist nicht 

verpflichtet, sonstige Vorsorgeaufwendungen steuerlich freizustellen. Etwas anderes ergibt sich auch 

nicht aus der unbeschränkten Abziehbarkeit der Kirchensteuer (§ 10 Abs. 1 Nr. 4 EStG). Kirchensteuer 

und Vorsorgeaufwendungen sind nicht vergleichbar. 

Da der BFH einen Verfassungsverstoß verneint, war die Sache nicht dem BVerfG zur Entscheidung 

vorzulegen. Für die von dem BFH-Urteil betroffenen Eheleute besteht allerdings die Möglichkeit der 

Verfassungsbeschwerde. Es bleibt abzuwarten, ob davon Gebrauch gemacht wird. 

19. Jobtickets: Wann ist die 44-EUR-Grenze anwendbar? 
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Bayerisches Landesamt für Steuern, Verfügung v. 12.8.2015, S 2334.2.1-98/5 St32 

Die Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen beurteilt den Zuflusszeitpunkt anders: Danach bleibt die 

monatliche Abbuchung oder Zahlung des Entgelts für die Jobtickets ebenso wie Sonderkündigungs-

rechte oder die Möglichkeit des unterjährigen Einstiegs unberücksichtigt (Kurzinfo LSt 7/2014 vom 

24.11.2014). Je nach Bundesland sollte für diese Fälle also eine Auskunft vom Finanzamt eingeholt 

werden. 

20. Private Nutzung eines Fitnessstudios durch Arbeitnehmer unterliegt der Umsatzsteuer 

FG Münster, Urteil v. 1.10.2015, 5 K 1994/13 U 

21. Unter welchen Voraussetzungen kann ein verbleibender Verlustvortrag festgestellt werden? 

FG München, Urteil v. 1.6.2015, 10 K 650/14 

Besteuerungsgrundlagen werden also nur insoweit der Steuerfestsetzung "zu Grunde gelegt" i. S. d. § 

10d Abs. 4 Satz 4 EStG und sind damit "feststellungsfähig", wie sie sich auf die Höhe der festgesetz-

ten Einkommensteuer ausgewirkt haben. Das Finanzgericht ließ die Revision wegen grundsätzlicher 

Bedeutung der Rechtssache zu. 

22. Fahrtenbuch: Besprochene Kassetten und Excel-Tabellen sind nicht ordnungsgemäß 

FG Köln, Urteil v. 18.6.2015, 10 K 33/15, Haufe Index 8331362 

Das Urteil überrascht nicht, da es der BFH-Rechtsprechung entspricht (BFH, Urteil v. 16.11.2005, VI R 

64/04, BStBl 2006 II S. 410). Er werden erneut die als überzogen anzusehenden Anforderungen der 

Finanzverwaltung an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch deutlich. Interessanterweise wurde Revision 

zugelassen zur Klärung der Frage, welche Anforderungen an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch un-

ter Berücksichtigung der technischen Entwicklung in den letzten Jahren zu stellen sind. 

23. Skiunfall bei Tagung: Liegt ein Arbeitsunfall vor? 

Hessisches LSG, Urteil v. 20.7.2015, L 9 U 69/14 

Die Revision wurde nicht zugelassen. 

24. Fehler des Steuerpflichtigen: Wann diese korrigiert werden können 

BFH, Urteil v. 16.9.2015, IX R 37/14 

Über den Gesetzeswortlaut hinaus ist § 129 auch anwendbar, wenn das FA offenbar fehlerhafte Anga-

ben des Steuerpflichtigen als eigene übernimmt. Die Vorschrift gilt dagegen nicht für Versehen des 

Steuerpflichtigen oder eines anderen Beteiligten, es sei denn, ein solches Versehen wird vom FA als 

eigenes in den Bescheid übernommen. Bereits die Berücksichtigung derartiger Übernahmefehler geht 

über den Gesetzeswortlaut hinaus. Eine noch weiter gehende Berichtigung "vermeintlicher" mechani-

scher Fehler, die als solche nicht von § 129 AO erfasst sind, sondern lediglich aus Empfängersicht als 

offenbare Unrichtigkeiten erscheinen mögen, ist weder vom Wortlaut noch vom Zweck des § 129 AO 

gedeckt. 

25. Bonuszahlungen der Krankenkasse: Darf der Sonderausgabenabzug gekürzt werden? 

OFD Nordrhein-Westfalen, Verfügung v. 6.7.2015, Kurzinformation ESt Nr. 23/2015 

FG Rheinland-Pfalz, Urteil v. 28.4.2015, 3 K 1387/14, EFG 2015 S. 1357, Rev. eingelegt, Az beim BFH 

X R 17/15 

26. Solidaritätszuschlag: Kein Abzug fiktiver Gewerbesteuer 

FG Baden-Württemberg, Urteile v. 28.4.2014, 13 K 1894/13 und v. 26.6.2014, 12 K 1045/13 

Der BFH hat gegen beide Urteile inzwischen die Revision zugelassen (Az. der Revision gegen das Ur-

teil des 13. Senats: VIII R 25/15; Az. der Revision gegen das Urteil des 12. Senats: X R 22/15). 

27. Künstliche Befruchtung: Kosten sind bei einer gleichgeschlechtlichen Beziehung nicht absetz-

bar 
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FG Münster, Urteil v. 23.7.2015, 6 K 93/13 E 

Die Revision ist beim Bundesfinanzhof unter dem Az VI R 47/15 anhängig. 

28. Außergewöhnliche Belastungen: Ist eine Verteilung auf mehrere Jahre doch möglich? 

FG Baden-Württemberg, Urteil v. 23.4.2015, 3 K 1750/13 

Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtsfrage hat das Finanzgericht die Revision zugelas-

sen, welche beim BFH unter dem Az. VI R 36/15 geführt wird. In diesem Verfahren hat der VI. Senat 

des BFH nun die Möglichkeit, das, was er im Urteil vom 22.10.2009 (BStBl 2010 II S. 280) für denkbar 

gehalten hat, auch in die Tat umzusetzen. In vergleichbaren Fällen sollten daher ablehnende Steuer-

bescheide unter Hinweis auf das Verfahren VI R 36/15 mit einem Einspruch offen gehalten werden. 

29. Private Krankenversicherung: Wann verschwiegene Vorerkrankungen nicht zum Verlust des 

Versicherungsschutzes führen 

OLG Karlsruhe, Urteil v. 22.10.2015, 12 U 53/15 

Für Versicherer in den Sparten der Kranken-, Berufsunfähigkeits- und Lebensversicherung sind bei 

Antragstellung Vorerkrankungen des künftigen Versicherungsnehmers eine wichtiges Thema, um das 

Kostenrisiko der Versicherung abzuschätzen zu können. m Leistungsfall prüfen Versicherer sehr ge-

nau, ob sie wirklich zur Zahlung verpflichtet sind. Dabei spielt die Frage, ob vor Vertragsabschluss die 

umfangreichen Gesundheitsfragen richtig beantwortet wurden, eine zentrale Rolle und wird dem Kun-

den nicht selten zum Verhängnis. 

30. Künstliche Befruchtung: Kein Darlehen vom Jobcenter 

SG Berlin, Urteil v. 14.9.2015, S 127 AS 32141/12 

Die Entscheidung ist noch nicht rechtskräftig. Die Kläger können sie mit der Berufung zum Landesso-

zialgericht Berlin-Brandenburg in Potsdam anfechten. 

31. Hintergrunddienst der Rettungshelfer: Vergütungen sind steuerfrei 

FG Köln, Urteil v. 25.2.2015, 3 K 1350/12 

Die Entscheidung des Finanzgerichts bringt eine begrüßenswert weite Auslegung der Befreiungsvor-

schrift zum Ausdruck und verstärkt so vielleicht die Anreize, sich im sozialen Bereich vermehrt zu en-

gagieren. Auch angesichts einer ständig zunehmenden Anzahl von noch rüstigen Rentnern und Pensi-

onären und zunehmender gesamtgesellschaftlicher Aufgaben ein Signal in die richtige Richtung. 

32. Änderung eines Steuerbescheids: Wann liegt arglistige Täuschung vor? 

BFH, Urteil v. 8.7.2015, VI R 51/14 

Der BFH bestätigt, dass zu einer Bescheidänderung führende neue Tatsachen nicht vorliegen, wenn 

dem FA sämtliche maßgeblichen Tatsachen mitgeteilt wurden. Dem FA gilt der Inhalt der Akten als be-

kannt, die in der zuständigen Dienststelle für den zu veranlagenden Steuerpflichtigen geführt werden. 

Unerheblich ist, ob der neu zuständigen Sachbearbeiterin, die den Änderungsbescheid erlassen hatte, 

der Sachverhalt möglicherweise nicht bekannt war. 

Wird in der Auseinandersetzung mit dem FA eine von der Verwaltungsauffassung abweichende 

Rechtsauffassung vorgetragen, kann darin keine arglistige Täuschung oder ein sonst wie unlauteres 

Vorgehen gesehen werden. Das gilt auch dann, wenn dabei die Hoffnung mitspielt, das FA werde die 

Zweifelhaftigkeit der Argumentation nicht bemerken. 

33. Gleicher Job, weniger Lohn? Das ist Diskriminierung 

LArbG Rheinland-Pfalz, Urteil v. 13.5.2015, 5 Sa 436/13 

34. Impfung durch Betriebsarzt: Ist ein Impfschaden ein Arbeitsunfall? 

Sozialgericht Dortmund, Urteil v. 5.8.2015, S 36 U 818/12 

Die Entscheidung ist rechtskräftig nach Rücknahme der Berufung der Klägerin. 
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1.  

Für weitere Fragen zu diesem Thema steht Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur Verfügung. 

Heiko Brand, Steuerberater 

Paul-Hartmann-Str. 61, 89522 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.stb-hdh.de 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuverlässiger Partner in allen Beratungssituationen sein, sei es bei der Beantwor-
tung von Spezialfragen oder auch bei der Lösung komplexer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen 

 Steuerberatung  

 Existenzgründungen 

 Firmenumstrukturierungen 

 Sanierungen / Sanierungsgutachten 

 Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

 Coaching für Unternehmer

 
 

Sprechen Sie uns an!

mailto::info@steuerberater-brand.de
http://www.stb-hdh.de/
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